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Auszug Sitzung vom
aus dem Protokoll
des Stadtrates

STADTRAT
USTER

27. September 1994

Nr. 494 - Bauprojekte / B2.2.2
BAUGESUCH Nr. 192-1994: Ernst Wettstein
Baurechtlicher Entscheid (Bewilligung)

Gesuchsteller und Ernst Wettstein jun., Fohlenhof, 8615 Wer-
Grundeigentlimer matswil

Projektverfasser Paul Baumgartner AG, Architekturbliro, Dorf-
strasse 28, 8356 Ettenhausen

Bauvorhaben Neubau Reithalle; Sandplatz

Liegenschaft Fohlenhof, Kat.Nr. H 1407, 8615 Wermatswil
Zone Privafer Gestaltungsplan Fohlenhof
Ausschreibung 19. August 1994
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Erwagungen

Der Gesuchsteller beabsichtigt, den Neubau einer Reithalle. Die
Satteldachkonstruktion weist Grundrissabmessungen von 31 m X 67 m
auf. Neben der eigentlichen Reitbahn sind im Gebdude auch noch ein
aufenthaltsraum mit Kantine, eine kleinere Tribune und Lagerraum-
lichkeiten untergebracht. Ebenfalls Gegenstand des Baugesuches
bildet die Erstellung eines Sandplatzes mit den Ausdehnungen von
60 m X 20 m, welcher stidwestlich der Reithalle angeordnet wird.

Das Bauvorhaben wird auf der Basis eines Gestaltungsplanes nach

§ 85 Planungs- und Baugesetz (PBG) errichtet. Der Private Gestal-
tungsplan Fohlenhof, dem der Gemeinderat am 29. Marz 1993 zuge-
stimmt hat, ist am 8. Dezember 1993 vom Regierungsrat (Beschluss
Nr. 3709) genehmigt worden. In der Folge ist auch die ursprunglich
vorhandene Landwirtschaftszone aufgehoben worden (Verfugung Baudi-
rektion Nr. 30 vom 6. Januar 1994).

Der Private Gestaltungsplan Fohlenhof dient der Erweiterung eines
bestehenden Betriebes, welcher sich auf die Pferdehaltung spezia-
lisiert hat. Kernstick bildet die beschriebene Reithalle.

Da das Projekt nicht mehr ein Vorhaben betrifft, welches sich aus-
serhalb der Bauzone befindet, entfdllt die Prufung und Beurteilung
(gemdss Ziffer 1.4. Bauverfahrensverordnung,BVV) durch die Baudi-

rektion.

Der vorgesehene Standort fur die geplante Reithalle ist im Rahmen
des Gestaltungsplanes von den betroffenen Gremien unter sorgfalti-
ger Abwagung verschiedenster Kriterien festgelegt worden. Die de-
taillierte Material- und Farbwahl ist vor Baubeginn noch mit der
Baubehérde abzusprechen und genehmigen zu lassen.

Gemass Art. 5 Abs. 7 Gestaltungsplanvorschriften betragt die maxi-
mal zuldssige Gebaudehdéhe 7.6 m. Diese bemisst sich vom tiefsten
Punkt des gewachsenen Terrains bis zur Schnittlinie Fassade/Dach-
fldche (§ 280 PBG). Im westlichen Gebaudebereich wird diese Vor-
gabe tangiert. Vor Baubeginn ist der Stadt Uster, Abteilung Hoch-
bau, ein exakter Nachweis uUber die Einhaltung der Gebaudehohe ein-
zureichen und genehmigen zu lassen.

Gemdss § 243 Abs. 1 1lit. a) und b) PBG ist das Bauvorhaben betref-
fend dem Bedarf von Abstellpldtzen zu Uberprufen. Die Anzahl der
heute bezeichneten Auto-Abstellpldtze auf dem Areal umfasst 20
Einheiten und resultiert aus der bisherigen Nutzung. Die bezeich-
neten Parkierungsfldchen sind im Sinne von Art. 8 Abs. 1 Gestal-
tungsplanvorschriften festgesetzt. Der Sachverhalt ist Uberdies
mittels offentlichrechtlicher Eigentumsbeschrankung (Beleg Nr. 646
vom 25. September 1973) entsprechend im Grundbuch angemerkt. Im
Sinne von Art. 3 Parkplatzverordnung (PP-VO) ermittelt sich der
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Bedarf uUber den Sachverhalt der Spezialnutzung. Die erwdhnten
Plidtze genlgen voraussichtlich fir die beabsichtigte Nutzung. Al-
lerdings behdlt sich die Baubehodrde die zusatzliche Schaffung von
Abstellpladtzen vor, wenn durch den ordentlichen Reitbetrieb oder
eine damit verbundene, sekunddre Nutzung (grdssere Reitveranstal-
tungen etc.) regelmdssig Verkehrsstdérungen oder andere Uebelstande
auftreten (§ 243 Abs. 2 PBG).

Sollte fur den Aufenthaltsraum wdhrend der kalten Jahreszeit le-
diglich eine Beheizung auf maximal 10°C (Frostschutz) vorgesehen
sein, kénnte bezugnehmend auf § 16 Abs. 1 1lit. a BBV I ein Isola-
tionsnachweis entfallen. Anders verhdlt es sich hingegen bei einer
beabsichtigten Beheizung. Hinsichtlich einer genugenden Warmedam-
mung hat dann der Projektverfasser, gestutzt auf die §§ 4 ff. BBV
I, die Einhaltung der massgebenden Vorschriften projektbezogen
nachzuweisen. Die Ausfihrung ist bestatigen zu lassen.

Die Entwasserung des Areals hat im Trennsystem zu erfolgen. Nach
dem eingereichten Entwasserungskonzept wird das Dach- und Platz-
wasser oberfldchlich zur Versickerung gebracht. Die Abwasserbewil-
ligung der Stadt Uster, Abteilung Hochbau, bleibt vorbehalten.

Die brandschutztechnischen Bedingungen ergeben-sich anhand der
verbindlichen Richtlinien der Gebdudeversicherung. Konkrete Aufla-
gen werden im Dispositiv festgehalten.

Entsprechende Anlagen sind im Anforderungskatalog BMV nicht ent-
halten. Diesbeziiglich ergeben sich keine Auflagen hinsichtlich der
Schutzraumbaupflicht.

Ein Reitbetrieb ist vielfach mit erheblichen Gefahren verbunden.

So stellen zum Beispiel bauliche und diverse technische Einrich-

tungen eine nicht zu unterschatzende Gefdhrdung von Betriebsinha-
ber, Hilfspersonen und Pferdesportliebhaber dar. Projektplane im

Massstab 1:100 enthalten (naturgemdss) noch keine entsprechenden

Einzelheiten, wie diese Gefdhrdungen durch entsprechende Massnah-
men reduziert werden kénnen; doch ist bei der Detailprojektierung
und Ausfihrung diesen Punkten die erforderliche Aufmerksamkeit zu
schenken (§ 239 PBG).

Der Stadtrat

beschldiesst

T. Die baurechtliche Bewilligung fur den Neubau einer Reithalle
sowie eines Sandplatzes auf der Grundlage des Privaten Ge-
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staltungsplanes Fohlenhof auf dem Grundstick Kat.Nr. H 1407
in Wermatswil wird gemadss den eingereichten Unterlagen mit
den folgenden Nebenbestimmungen erteilt:

1. Vorbehalten bleibt:
Die Abwasserbewilligung der Stadt Uster, Abteilung
Hochbau.

2 Vor Baubeginn zu erfillende Auflagen:

2.1 Die in Disp. zZiffer I.1l vorbehaltene Bewilligung muss
rechtskraftig erteilt sein;

2.2 Die Bewilligungsgebuhr ist gemadss beiliegender Réchnung
an die Stadtkasse Uster einzuzahlen;

2.3 Zur Sicherstellung der mutmasslichen Anschlussgebuhren
ist der Stadt Uster vorzugsweise eine Bankgarantie oder
ein Depositum (zinslos) in der Héhe, von Fr. 4/000.-- 2zu
hinterlegen;

2.4 Betreffend die Einhaltung der Gebaudehdéhe (Art. 5
Abs. 7 Gestaltungsplanvorschriften) sind im Sinne der
Erwdagungen der Stadt Uster, Abteilung Hochbau, korri-
gierte Unterlagen einzureichen und genehmigen zu las-
sen;

2.5 Mit der Stadt Uster, Abteilung Hochbau, ist die detail-
lierte Materialwahl und Farbgebung abzusprechen und ge-
nehmigen zu lassen;

2.6 Sofern im Sinne der Erwagungen erforderlich, sind der
Stadt Uster, Abteilung Hochbau, hinsichtlich der Warme-
dammung die Unterlagen (Berechnungen und Plane) zur
Durchfihrung der amtlichen Kontrolle oder die Projekt-
bestdtigung mitsamt den erforderlichen Unterlagen
gemdss § 5 BBV I einer zur privaten Kontrolle ermach-
tigten juristischen oder naturlichen Person einzurei-
chen.

3. vVor Bezug zu erfillende Auflage:

Sofern Disp. Ziffer I.2.6 zum tragen kommt, ist der
Baubehdrde die Ausfihrungsbestdtigung hinsichtlich War-
medédmmung einzureichen.
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Weitere baurechtliche Auflagen:

Die zulédssige Gebaudehdéhe von 7.6 m ist im Sinne der
Erwdagungen einzuhalten;

Fur Heizungsanlagen sind die entsprechenden Gesuche
rechtzeitig an die Brandschutzkontrolle Uster einzurei-
chen;

Gefangene Sanitdrrdume sind mechanisch zu entluften;
Die Tribune, Treppen etc. sind im Sinne von § 20 BBV I
gegen Absturzgefahr zu sichern. Die naheren Einzelhei-
ten richten sich nach der SIA-Empfehlung Nr. 358;

Der eingereichte Plan Nr. 1/03 (1:200) vom 21. Juli

1994 ist nur betreffend die Umgebung verbindlich (kein
Kanalisationsplan).

Feuerpolizeiliche Auflagen:

Die Decke zwischen Aufenthaltsraum und Tribine muss
einen Feuerwiderstand von mindestens F 30 aufweisen;

Die Trennung zwischen Tribune und Strohlager ist F 60 /
T 30 auszufuhren;

Bei der Kochstelle und dem sie allseitig bis zu einer
Tiefe von 0.8 m umgebenden Bereich sind Wande und Dek-
ken mindestens F 30 zu erstellen;

Das Gebdude ist gegen Blitzschlag zu schutzen;

Far die technische Ausfuhrung der Blitzschutzanlage
gelten die Leitsadtze fir Blitzschutzanlagen des Schwei-
zerischen Elektrotechnischen Vereins (SEV);

Lagergut wie Heu und Emd ist nach dem Einbringen wah-
rend mindestens sechs Wochen durch regelmassige Tempe-
raturkontrollen mit einer Messsonde zu Uberwachen. Er-
reicht die Temperatur 55° sind weitere Massnahmen zu
treffen wie Absaugen von Gargasen, Bohren von Loéchern,
Schroten von Gangen. Bel einer Temperatur von uber 70°
ist wegen Selbstentzindungsgefahr unverziglich die Feu-
erwehr zu benachrichtigen;

Im Bereich eines Einganges ist ein Nassldschposten mit
gentigend Schlauchmaterial zu installieren;
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Veranstaltungen mit grossem Publikumsandrang (Festhal-
lenbetrieb etc.) sind der Feuerpolizei der Stadt Uster
rechtzeitig zu melden.

Bauausfuhrung:

Der o6rtlichen Baubehdérde sind Baubeginn und Bauvollen-
dung sowie die wesentlichen Zwischenstande (Erstellung
des Schnurgerustes und Fertigstellung des Rohbaus) mit
beiliegenden Meldekarten rechtzeitig (d.h. mindestens
14 Tage zuvor) zu melden;

Den Weisungen der Baukontrollorgane ist unbedingt und
unverziiglich Folge zu leisten. Ist der Gesuchsteller
mit Weisungen der Baukontrollorgane nicht einverstan-
den, kann er bei der ortlichen Baubehorde den Erlass
einer diesbezlglich anfechtbaren Verfigung verlangen.
Dies entbindet ihn aber nicht von der Pflicht, die ge-
nannten Weisungen zu befolgen;

Das Bauvorhaben ist gemdss den bewilligten Planen aus-
zufithren. Abweichungen sind vorgangig bewilligen zu
lassen;

Das Baustellenabwasser ist gemdss Kreisschreiben der
Direktion der &ffentlichen Bauten des Kantons Zurich
vom 21. Dezember 1979 und im Einvernehmen mit der Stadt
Uster, Abteilung Hochbau, zu beseitigen;

Bauten und Anlagen dirfen weder bei ihrer Erstellung
noch durch ihren Bestand Personen oder Sachen gefahr-
den. Demzufolge sind die einschlégigen Sicherheitsvor-
schriften, insbesondere die Weisungen und Richtlinien
der SUVA sowie die einschlagigen Normen und Richtlinien
der Berufsverbande (SIA, VSS etc.) in jeder Hinsicht zu
beachten.

Die Gebuhren und Kosten betragen:

- Grundgebuhr Fr. 100.--
- Bearbeitungsgeblhr Fr. 3’569,
- Schreibgebuhr Fr. 105,~-—

Total Fr. 37774 .--

Dieser Betrag ist innert 30 Tagen, spatestens jedoch vor Bau-
beginn, zu bezahlen.
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III. Rechtsmittelbelehrung:

Gegen diesen Beschluss kann innert 20 Tagen, von der Zustel-
lung an gerechnet, bei der Baurekurskommission III des Kan-
tons Zurich, 8090 Zurich, schriftlich Rekurs erhoben werden.
Die in dreifacher Ausfilhrung einzureichende Rekursschrift
muss einen Antrag und dessen Begrundung enthalten. Der ange-
fochtene Beschluss ist beizulegen. Die angerufenen Beweismit-
tel sind genau zu bezeichnen und soweit méglich beizulegen.

IV. Mitteilung an:

a) Gesuchsteller und Grundeigentumer:
Ernst Wettstein, Fohlenhof, 8615 Wermatswil
eingeschrieben und mit folgenden Beilagen:
- Katasterkopie 1:500
- Projektplane 1:100
° - Nr. 1/01 Fassaden vom 20. Juli 1994
° - Nr. 1/02 Grundriss/Schnitt vom 6. Juli 1994
° - Nr. 1/03 Umgebung 1:200 vom 21. Juli 1994
- Meldekarten
- Formular "Nachweis der energetischen Massnahmen"
- Rechnung

b) Projektverfasser:
Paul Baumgartner AG, Architekturburo, Dorfstrasse 28,
8356 Ettenhausen
c) Weitere externe Mitteilungeh:
- Blitzschutzaufseher, Ernst Otter, Gruebstrasse 598,
8604 Volketswil
d) interne Mitteilungen:

- Abteilung Vermessung, unter Beilage von zwei Kopien
des Situationsplanes

- Abteilung Planung
- Abteilung Hochbau, Brandschutzkontrolle
- Abteilung Hochbau, Abwasser

- Abteilung Hochbau, Kanzlei, 3fach

Fiir richtigen Auszug
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Oberlandstrasse 78, 8610 Uster

Telefon 01.944 71 11 STADT USTER

Abteilung Hochbau

Richard Schiess AG
zHv Herrn Meier

Mooséickerstrasse 71
8105 Regensdorf

Uster, 20. Mirz 1995 Sii/st

ANZEIGEVERFAHREN

Projektinderung/Auflagenerfiillung
Baugesuch Nr. 192-1994

Reithallenneubau und Sandplatz, Fohlenhof, Kat.Nr. H 1407, Wermatswil
Ihre Eingabe vom 10. Mérz 1995

Nachweis der Einhaltung der gemiss Art. 5 Abs. 7 der Gestaltungsvorschriften vorgege-
benen Gebiudehohe (Disp. Ziff. 1.2.4 der Baubewilligung). Materialwahl und Farbge-
bung)geméiss separatem Schreiben vom 3. Mirz 1995 (Disp. Ziff. 1.2.5 der Baubewilli-
gung).

Wir haben die vorgenannten Auflagenerfiillungen gemdss §8§ 6 - 9 der Verordnung iiber
das baurechtliche Verfahren vom 19. April 1978 (BVV) im Anzeigeverfahren behandelt
und teilen Thnen mit, dass sie hiermit als bewilligt gelten.

Fiir Anzeigeverfahren wird grundsitzlich eine Pauschalgebiihr bis Fr. 200.-- erhoben.
Einfache Fille konnen kostenlos erledigt werden (Art. 10 der Verordnung iiber die
Gebiihren im Bauwesen vom 29. September 1992/1. Januar 1993). Fiir die vorliegende
Projektinderung ist keine Gebiihr zu erheben.

STADT USTER
Abteilung Hochbau

(¢ (LA

lic.iur. Ch. Fritzsche
Bausekretir

Beilagen:
1 Plansatz (mit Genehmigungsvermerk)

Kopie an:

- Ernst Wettstein jun., Fohlenhof, 8615 Wermatswil
- Abteilung Vermessun

- Abteilung Hochbau 2fach

L



Fohlenweidstrasse 20, Assek. Nr. 1295:
Baugesuch Nr. 029-2004, Umbau und Sanierung
Wohnhaus mit Stallgebaude

- Verfigung Nr. 031/2004, Baugesuch Nr. 029-2004 (Bewilligung)
- Verfugung Nr. 252/2004, Baugesuch Nr. 029-2004 (Bewilligung Projektanderung)
- Situationsplan
- Schnitte und Ansichten Abanderungseingabe



Oberlandstrasse 78, 8610 Uster STADT USTER
Telefon: 01 944 72 83 /01 944 72 99 Abteilung Hochbau
Telefax: 01 941 67 42

e-mail: hochbau@stadt-uster.ch

Verfiigung Nr.H 031/2004 vom 5. Mérz 2004
Wi/ck

Bauprojekt / B 2.2.2
Baugesuch Nr. 029-2004: Ernst Wettstein
Baurechtlicher Entscheid (Bewilligung)

Gesuchsteller und Ernst Wettstein, Fohlenweidstrasse 60, 8615 Wermatswil
Grundeigentiimer
Projektverfasserin Caretta-Weidmann Baumanagement AG,

Langgriitstrasse 112, 8047 Ziirich

Bauvorhaben Umbau und Sanierung Wohnhaus mit Stallgebiude
Liegenschaft Fohlenweidstrasse 20, Assek.Nr. 1295,

Kat.Nr. H 1407 (Mel.Nr. 227°400.1)
Zone Privater Gestaltungsplan Fohlenhof, ES III
Erwigungen
Bauvorhaben

Der Gesuchsteller beabsichtigt das Wohnhaus mit Stallgebdude an der Fohlenweidstrasse 20 (As-
sek.Nr. 1295) umzubauen und zu sanieren.

Das Wohnhaus soll neu in zwei Wohnungen unterteilt und mit einem neuen Treppenhausanbau
erschlossen werden. Das bestehende, angebaute Stallgebéude fiir die Fohlenaufzucht wird soweit
baulich angepasst dass es als Pensionsstall fiir Reitpferde genutzt werden kann. Die inneren Um-
bauten und Anpassungen fithren zu einigen Anderungen an der Fenstereinteilung bei den Fassa-
den. Im Bereich des Daches sollen eine Schlepplukarne aufgebaut und fiinf Dachflichenfenster
eingebaut werden. Weiter ist im Erdgeschoss des Wohnhauses der Anbau eines abgestiitzten Bal-
kons mit Treppenabgang zum Garten geplant.

Zonenordnung

Das Umbauvorhaben liegt im Perimeter des privaten Gestaltungsplanes Fohlenhof. Der Gemein-
derat der Stadt Uster stimmte diesem mit Beschluss Nr. 142 am 29. Mirz 1993 zu. Die Genehmi-
gung durch den Regierungsrat erfolgte am 8. Dezember 1993.



Der Gestaltungsplan bezweckt den Bestand und die Erweiterung des bestehenden Reitsportzent-

rums Fohlenhof. Fiir die Beurteilung des Bauvorhabens sind somit die Vorschriften des Gestal-
tungsplanes zu beachten.

Nutzweise

Das Umbauvorhaben entspricht Art. 6 des Gestaltungsplanes (GP, Nutzweise).

Entsorgung/Liegenschaftenentwiisserung

Das Bauvorhaben erfordert eine Abwasserbewilligung der Stadt Uster, Abteilung Hochbau. Diese
ist vorzubehalten.

Einordnung / Gestaltung

Bauten, Anlagen und Umschwung sind fiir sich und in ihrem Zusammenhang mit der baulichen
und landschaftlichen Umgebung im ganzen und in ihren einzelnen Teilen so zu gestalten, dass
eine befriedigende Gesamtwirkung erreicht wird; diese Anforderung gilt auch fiir Materialien und
Farben (§ 238 Abs. 1 Planungs- und Baugesetz, PBG).

Das Bauvorhaben entspricht grundsitzlich den Anforderungen von § 238 PBG resp. Art. 7 des
Gestaltungsplanes (GP), der eine gute Einordnung in das Orts- und Landschaftsbild verlangt. Die
detaillierte Konstruktion, Material- und Farbwahl ist mit der Stadt Uster, Abteilung Hochbau, vor
Baubeginn abzusprechen und genehmigen zu lassen.

Grundmasse

Im Gestaltungsplan sind bei den bestehenden Bauten Mantellinien festgesetzt, die bei einer Er-
weiterung durch Hauptgebdude nicht iiberstellt werden diirfen (Art. 5 Abs. 5 GP). Es diirfen nur
Gebdudevorspriingen im Sinne von § 260 Abs. 3 PBG und Gebaudeteile im Sinne von § 269
PBG sowie Vordécher tiber die Mantellinie hinausragen (Art. 5 Abs. 6 GP).

Die neue Treppenhausanbaute im Einschnitt zwischen Wohnhaus und angebautem Stallgebiude
sowie der neue abgestiitzte Balkon mit Treppenabgang zum Garten iiberstellen die Mantellinien.

Ausnahmegesuch

Der Gesuchsteller hat dies erkannt und ersucht daher um Erteilung einer Ausnahmebewilligung
von den Bauvorschriften beziiglich der Uberstellung der Mantellinie (§ 220 Abs. 1 PBG).

Von den Bauvorschriften ist im Einzelfall durch Erteilung einer Ausnahmebewilligung zu befrei-
en, wenn besondere Verhiltnisse vorliegen, bei denen die Durchsetzung der Vorschriften unver-
héltnismissig erscheint (§ 220 Abs. 1 PBG). Besondere, eine Ausnahmesituation begriindende
Tatsachen konnen in der Eigenart des Bauwerkes, der Architektur oder in der Zweckbestimmung
des Gebdudes, vorab jedoch in der Form, Lage oder Topographie des Baugrundstiicks liegen.

Das eingereichte Umbauvorhaben basiert auf der bestehenden Bausubstanz. Die einzige Erweite-
rung besteht in der Ergdnzung des Wohnhauses mit dem neuen Treppenhaus und dem Balkon.
Die geplanten Umbauten ermdglichen eine zeitgemisse Anpassung des Wohngebiudes an die im
Gestaltungsplan vorgesehene Nutzweise.



Den Abweichungen kann unter Beriicksichtigung der Verhéltnismissigkeit, der Wirtschaftlich-
keit und der Nutzung der Liegenschaft zugestimmt werden, zumal es unverhéltnisméssig wire,
den Gestaltungsplan vorerst in dem dafiir vorgesehenen Verfahren abzuindern.

Des weiteren hat die Ausnahmebewilligung fiir die Nachbarn keine unzumutbaren Beeintrichti-

gungen zur Folge (§ 220 Abs. 3 PBG) und verstdsst nicht gegen den Sinn und Zweck der gesetz-
lichen Regelung (§ 220 Abs. 2 PBQG).

Anforderungen an Gebiude und Riume

Die Vorschriften von §§ 295 bis 306 PBG sowie der Verordnung tiber die ordentlichen techni-
schen und tibrigen Anforderungen an Bauten, Anlagen, Ausstattungen und Ausriistungen (Be-
sondere Bauverordnung I) sind fiir das vorliegende Bauvorhaben verbindlich.

Fensterlose Sanitérzellen (WC-Réume, Duschen, Badezimmer) sind zuldssig, wenn sie ausrei-
chend kiinstlich beliiftet werden (§ 302 Abs. 4 PBG).

Kiichen, die ohne Abtrennung mit Wohnriumen verbunden sind, miissen mit einer einwandfreien
Liftungsanlage versehen sein (§ 306 PBG).

Die Treppen und der Balkon etc. sind fiir die Beniitzer ausreichend gegen Absturzgefahr zu si-
chern.

Wirmeddmmung und Lirmschutz

Bauten und Anlagen sind so zu projektieren und auszufiihren, dass sie hinsichtlich Energiever-
brauch méglichst haushélterisch genutzt werden kénnen (§ 15 BBV I). Die Wirmeddmmvor-

schriften der Baudirektion, Ausgabe 2002, gelten als Verordnungsbestimmungen (Ziff. 1.11 An-
hang zur BBV I).

Der Schallschutz bei Aussenbauteilen und Trennbauteilen lirmempfindlicher Rdume sowie bei
Treppen und haustechnischen Anlagen hat den anerkannten Regeln der Baukunde zu entsprechen.

Die Bestimmungen iiber die Fachbereiche Wirmeddmmung, Schallschutz und Heizungsanlagen

sind hinsichtlich Projekt und Ausflihrung der privaten Kontrolle unterstellt (Ziff. 3. ff. Anhang
zur BBV I).

Feuerpolizei

Die brandschutztechnischen Anforderungen ergeben sich aufgrund der massgeblichen feuerpoli-

zeilichen Vorschriften und Richtlinien der Gebéudeversicherung; die entsprechenden Auflagen
sind im Beschluss aufgefiihrt.

Umwelt

Das Entstehen von Bauabfillen ist soweit moglich zu vermeiden. Anfallende Abfille sind geson-
dert zu erfassen, soweit méglich wieder zu verwerten und im librigen umweltgerecht zu entsorgen
(Art. 30 USG, § 9 TVA, § 17 Abfallgesetz, Ziff. 2.61 Anhang zur BBV I). Die iibrigen Auflagen
hinsichtlich der Entsorgung sind im Beschluss aufgefiihrt.



Ubriges

Das vorliegende Baugesuch konnte im Anzeigeverfahren (ohne amtliche Publikation) behandelt
werden (§§ 13 und 15 BVV). Fiir die Verabschiedung dieser Verfligung ist der Bausekretir ab-
schliessend zustindig (SRB Nr. 009 vom 13. Januar 1998).

Die Abteilung Hochbau

verfiigt:

L Die baurechtliche Bewilligung fiir den Umbau und Sanierung des Wohnhauses mit Stallge-

bidude wird gemiss den eingereichten Unterlagen im Sinne der Erwigungen mit den fol-
genden Nebenbestimmungen erteilt:

2.1
2:2

2.3

2.4

2.3

2.6

Vorbehalten bleibt:
Die Abwasserbewilligung der Stadt Uster, Abteilung Hochbau.

Vor Baubeginn zu erfiillende Auflagen:

Die in Disp. Ziff. I.1 vorbehaltene Bewilligung muss rechtskréftig erteilt sein;

Die Bewilligungsgebiihr ist gemiss beiliegender Rechnung an die Stadtkasse Uster
einzuzahlen;

Der Stadt Uster, Abteilung Hochbau, ist das Konzept tiber die Baurealisierung (Bau-
stelleninstallation, Baustellenverkehr, Fahrwege usw.) einzureichen;

Mit der Stadt Uster, Abteilung Hochbau, ist die detaillierte Materialwahl und Farbge-
bung abzusprechen und genehmigen zu lassen;

Der Stadt Uster, Abteilung Hochbau, sind die Unterlagen (Berechnungen und Pline)
zur Durchfiihrung der amtlichen Kontrolle oder die Projektbestitigung mitsamt den
erforderlichen Unterlagen gemiss § 5 BBV I einer zur privaten Kontrolle erméchtig-
ten juristischen und natiirlichen Person einzureichen hinsichtlich:

- Wirmeddmmung Gebiudehiille
- Léarmschutz
- Heizungsanlagen und Wassererwirmung

Mit den Eigentiimern von allenfalls iiberstellten Werkleitungen ist Kontakt aufzu-
nehmen.

Vor Bezug zu erfiillende Auflagen:

Der Baubehorde sind die Ausfiihrungsbestitigungen hinsichtlich:

- Wirmeddmmung Geb#udehiille
- Larmschutz

- Heizungsanlagen und Wassererwirmung einzureichen;



3.2
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3.4

4.2

43

5.2

5.3

6.2

6.3

6.4

6.5

Fir sémtliche Feuerungsanlagen (Heizung, Cheminée etc.) sind die entsprechenden

Gesuche vor Ausfiihrung an die Feuerpolizei Uster einzureichen und bewilligen zu
lassen;

Die Treppenhiuser, Balkone, Terrassen etc. sind fiir die Beniitzer ausreichend gegen

Absturzgefahr zu sichern. Die niheren Einzelheiten richten sich nach der SIA-Norm
358 (Ausgabe 1996);

Allféllige Baureklametafeln, fiir die keine baurechtliche Bewilligung besteht, sind zu
beseitigen.

Weitere baurechtliche Auflagen:

WC-Réume, Duschen und Badezimmer, die keine ins Freie fiihrenden Fenster besit-
zen, sind ausreichend kiinstlich zu beliiften;

Die mit einem Wohnraum verbundenen Kiichen miissen mit einer einwandfreien Liif-
tung ausgestattet werden;

Die Mindestanforderungen der SIA-Norm 181, Schallschutz im Hochbau, Ausgabe
1988, sind einzuhalten.

Feuerpolizeiliche Auflagen:

Zwischen Pferdestall und Wohnteil sind brandabschnittsbildende Winde und Decken
mit Feuerwiderstand F 60, Tiiren mit Feuerwiderstand T 30 auszufiihren;

Treppenhduser sind mit Feuerwiderstand F 60 zu erstellen und von Korridoren der
einzelnen Geschosse durch Tiiren mit Feuerwiderstand T 30 abzuschliessen;

Die Bedingungen des beiliegenden Merkblattes M 2011 »Einfamilienhduser EFH*,
insbesondere diejenigen der Ziffern 3, 4 und 5, sind einzuhalten.

Bauausfiihrung:

Der ortlichen Baubehérde sind Baubeginn und Bauvollendung sowie die wesentli-
chen Zwischenstinde (Erstellung des Schnurgeriistes und Ferti gstellung des Rohbaus)
mit beiliegenden Meldekarten rechtzeitig (d.h. mindestens 14 Tage zuvor) zu melden;

Wird das Schnurgeriist nicht von der Stadt Uster, Abteilung Vermessung abgenom-
men, ist das entsprechende Messprotokoll inkl. Niveaupunkt einzureichen;

Den Weisungen der Baukontrollorgane ist unbedingt und unverziiglich Folge zu leis-
ten. Ist der Gesuchsteller mit Weisungen der Baukontrollorgane nicht einverstanden,
kann er bei der ortlichen Baubehérde den Erlass einer diesbeziiglich anfechtbaren

Verfligung erlangen. Dies entbindet ihn aber nicht von der Pflicht, die genannten
Weisungen zu befolgen;

Das Bauvorhaben ist geméss den bewilligten Plinen auszufiihren. Abweichungen
sind vorgingig bewilligen zu lassen;

Das Baustellenabwasser ist im Einvernehmen mit der Stadt Uster, Abteilung Raum-
ordnung, zu beseitigen. Die SIA-Empfehlung 431, Ausgabe 1997 (Norm SN 509

431), Entwisserung von Baustellen, ist im Sinne von § 360 PBG als Richtlinie zu be-
achten;



IL.
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IV.
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6.6 Anfallende Bauabfille sind in brennbares Material, Metalle, Sonderabfall, Deponie-
material und inerten Bauabfall zu trennen und getrennt der Entsorgung zuzufiihren.
Die STA-Empfehlung 430, Ausgab 1993 (Norm SN 509 430), Entsorgung von Bauab-

fallen bei Neubau-, Umbau- und Abbrucharbeiten, ist im Sinne von § 360 PBG als
Richtlinie zu beachten;

6.7 Bauten und Anlagen diirfen weder bei ihrer Erstellung noch durch ihren Bestand Per-
sonen oder Sachen gefihrden. Demzufolge sind die einschldgigen Sicherheitsvor-
schriften, insbesondere die Weisungen und Richtlinie der SUVA sowie die einschli-

gigen Normen und Richtlinien der Berufsverbinde (SIA, VSS etc.) in jeder Hinsicht
zu beachten;

6.8 Baureklametafeln sind grundsitzlich baurechtlich bewilligungspflichtig. Das entspre-
chende Gesuch ist rechtzeitig vor Ausfiihrung der Stadt Uster, Abteilung Hochbau,
einzureichen. Von der baurechtlichen Bewilligungspflicht befreit sind Reklametafeln,
die lediglich fiir die Dauer der Bauausfiihrung aufgestellt werden. Spitestens bis zum
Bezug sind sie zu beseitigen. Auch derartige Anlagen bediirfen aber einer strassen-
verkehrsrechtlichen Bewilligung des Statthalteramtes, wenn sie von der Strasse her
wahrnehmbar sind. Das Gesuch ist rechtzeitig vor Ausfiihrung dem Statthalteramt
Uster, Amtsstrasse 3, 8610 Uster, einzureichen.

Die Ausnahmebewilligung von den Vorschriften tiber die Mantellinien (Art. 5 Abs. Sund 6
Gestaltungsplan) wird erteilt.

Die Gebiihren und Kosten betragen:

Grundgebiihr Fr. 100.00
Stadtrat-Ausnahme Fr. 100.00
Bearbeitungsgebiihr Fr. 2'419.10
Schreibgebiihr Fr. 105.00
Total Fr. 2'724.10

Dieser Betrag ist innert 30 Tagen, spitestens jedoch vor Baubeginn, zu zahlen. Massgebend
ist die kiirzere Frist.

Rechtsmittelbelehrung:

Gegen diese Verfligung kann innert 30 Tagen, von der Zustellung an gerechnet, bei der
Baurekurskommission III des Kantons Ziirich, 8090 Ziirich, schriftlich Rekurs erhoben
werden. Die in dreifacher Ausfiihrung einzureichende Rekursschrift muss einen Antrag und
dessen Begriindung enthalten. Die angefochtene Verfligung ist beizulegen. Die angerufenen
Beweismittel sind genau zu bezeichnen und soweit moglich beizulegen. Materielle und
formelle Entscheide der Baurekurskommission sind kostenpflichtig; die Kosten hat die im
Verfahren unterliegende Partei zu tragen.



V.  Mitteilung an:

a) Projektverfasserin und bevollméchtigte Vertretung:
Caretta-Weidmann Baumanagement AG, Heinz Oppliger,
Langgriitstrasse 112, 8047 Ziirich
eingeschrieben und mit folgenden Beilagen:
- Katasterkopie 1:500
- Projektpldne 1:100
- Untergeschoss Nr. 0406-1 vom 09.02.2004 (Eingang 11.02.2004)
- Erdgeschoss Nr. 0406-2 vom 09.02.2004 (Eingang 11.02.2004)
- Obergeschoss Nr. 0406-3 vom 09.02.2004 (Eingang 11.02.2004)
- Dachgeschoss Nr. 0406-4 vom 09.02.2004 (Eingang 11.02.2004)
- Querschnitt A + B Nr. 0406-5 vom 09.02.2004 (Eingang 11.02.2004)
- Siidfassade Nr. 0406-6 vom 09.02.2004 (Eingang 11.02.2004)
- Westfassade Nr. 0406-7 vom 09.02.2004 (Eingang 11.02.2004)
- Ostfassade Nr. 0406-8 vom 09.02.2004 (Eingang 11.02.2004)
- Nordfassade Nr. 0406-9 vom 09.02.2004 (Eingang 11.02.2004)
- Feuerpolizei-Merkblatt Nr. M 2011
- Meldekarten
- Formular ,,Nachweis der energetischen und schalltechnischen Massnahmen
(das Formular kann unter www.energie.zh.ch heruntergeladen werden)
- Formular ,,Anmeldung zur Bezugsabnahme*

(das Formular kann unter www.energie.zh.ch heruntergeladen werden)
- Rechnung

b) Gesuchsteller und Grundeigentiimer:
Ernst Wettstein, Fohlenweidstrasse 60, 8615 Wermatswil

¢) interne Mitteilungen:
- Stadtrat
- Abteilung Hochbau, Vermessung, unter Beilage einer Kopie des Situationsplanes
- Abteilung Hochbau, Liegenschaftsentwisserung
- Abteilung Hochbau, Kanzlei, 2fach

STADT USTER
Abteilung Hochbau

-

L ({
lic. iur. Christoph F&tz/s&(e

Bausekretir

Versandt am: . 9, Marz 2004



Oberlandstrasse 78, 8610 Uster STADT USTER
Telefon: 01 944 72 83 / 01 944 72 99 Abteilung Hochbau
Telefax: 01 941 67 42

e-mail: hochbau@stadt-uster.ch

Verfiigung Nr.H 252/2004 vom 1. Oktober 2004
Wi/sk

Bauprojekt / B 2.2.2
Baugesuch Nr. 029-2004: Ernst Wettstein
Baurechtlicher Entscheid (Bewilligung Proj ektdnderung)

Gesuchsteller und Ernst Wettstein, Fohlenweidstrasse 60, 8615 Wermatswil
Grundeigentiimer

Projektverfasser Aksel Eggenberger, Generalbau, Stapferstrasse 3, 8615 Wermatswil

Bauvorhaben Projektinderung
Umbau und Sanierung Wohnhaus mit Stallgebiude

Liegenschaft Fohlenweidstrasse 20, Kat.Nr. H 1407 (Mel.Nr. 227°400.1),
Assek.Nr. 1295, Wermatswil

Zone Privater Gestaltungsplan Fohlenhof, ES III

Erwidgungen

Der Gesuchsteller beabsichtigt mit Eingabe vom 15. September 2004 das mit Beschluss (NTr.
H 031/2004) vom 5. Mirz 2004 bewilligte Bauvorhaben zu #ndern.

Die Projektéinderung umfasst neben kleineren internen Grundrissanderungen die Erstellung eines
Balkons im Dachgeschoss an Stelle eines Balkons im Erdgeschoss, die Erstellung einer Hochpar-
terre Aussentreppe beim Essbereich im Erdgeschoss und die Vergrésserung eines Fensters beim
Stallteil an der Westfassade. Weiter soll das urspriinglich als Glaskonstruktion geplante neue
Treppenhaus in Massivbauweise erstellt werden.

Bauten, Anlagen und Umschwung sind fiir sich und in ihrem Zusammenhang mit der baulichen
und landschaftlichen Umgebung im ganzen und in ihren einzelnen Teilen so zu gestalten, dass
eine befriedigende Gesamtwirkung erreicht wird; diese Anforderung gilt auch fiir Materialien und
Farben (§ 238 Abs. 1 PBG). Die Projektianderung erfiillt grundsitzlich diese Anforderungen.

Im Gestaltungsplan sind bei den bestehenden Bauten Mantellinien festgesetzt. Nebst ,,abstands-
freien Gebduden® im Sinne von § 269 PBG und Vordichern von Ausgingen und Anlieferungsbe-
reichen diirfen nur Geb4udevorspriinge im Sinne von § 260 Abs. 3 PBG, also héchstens auf ei-
nem Diritte]l der Fassadenlinge, iiber die Mantellinie hinausragen (Art. 5 Abs. 6 GP).



Der neue Balkon ragt mit einer Lange von 5.55 m auf mehr als dem erlaubten Drittel der betref-
fenden Fassadenldnge von 12.65 iiber die Mantellinie hinaus. Der Gesuchsteller hat dies erkannt
und ersucht daher um Erteilung einer Ausnahmebewilligung von Art. 5 Abs. 6 GP (Uberstellung
der Mantellinie) bzw. § 260 Abs. 3 PBG (Drittelsregelung).

Von den Bauvorschriften ist im Einzelfall durch Erteilung einer Ausnahmebewilligung zu befrei-
en, wenn besondere Verhiltnisse vorliegen, bei denen die Durchsetzung der Vorschriften unver-
héltnisméssig erscheint, die Erteilung der Ausnahmebewilligung nicht gegen den Sinn und
Zweck der Vorschrift verstSsst, von der sie befreit und auch sonst keine Offentlichen Interessen
verletzt werden (§ 220 Abs. 1 und 2 PBG). Besondere, eine Ausnahmesituation begriindende Tat-
sachen kénnen in der Eigenart des Bauwerkes, der Architektur oder in der Zweckbestimmung des
Gebdudes, vorab jedoch in der Form, Lage oder Topographie des Baugrundstiicks liegen.

Das Umbauvorhaben basiert auf der bestehenden Bausubstanz. Der geplante Balkon erméglicht
eine zeitgemisse Anpassung des Wohngebiudes an die im Gestaltungsplan vorgesehene Nutz-
weise. Zudem wird mit der Lange des Balkons die Symmetrie der Giebelfassade gewahrt.

In Anbetracht der Tatsache, dass mit der einen Drittel der Fassadenlénge tibersteigenden Balkon-
linge die Symmetrie der Giebelfassade und damit die Symmetrie des Gebiudes iiberhaupt ge-
wahrt bleibt, kann — in grossziigiger Auslegung von § 220 Abs. 1 PBG — dem Gesuch um Ertei-
lung einer Ausnahmebewilligung stattgegeben werden. Des weiteren hat die Ausnahmebewilli-

gung auch fiir die Nachbamn keine unzumutbaren Beeintrachtigungen zur Folge (§ 220 Abs. 3
PBG).

Das vorliegende Baugesuch konnte im Anzeigeverfahren (ohne amtliche Publikation) behandelt
werden (§§ 13 und 15 BVV). Fiir die Verabschiedung dieser Verfligung ist der Bausekretir ab-
schliessend zusténdig (SRB Nr. 009 vom 13. Januar 1998).

Die Abteilung Hochbau

verfiigt:

I.  Die baurechtliche Bewilligung fiir die Projektdnderung des mit Beschluss Nr. H 031/2004
vom 5. Mérz 2004 bewilligten Bauvorhabens wird gemiss den eingereichten Unterlagen im
Sinne der Erwégungen erteilt.

II. ~ Die mit dem urspriinglichen Beschluss Nr. H 031/2004 vom 5. Mirz 2004 auferlegten Ne-
benbestimmungen gelten sinngemiss weiter.

III.  Die Ausnahmebewilligung von den Vorschriften iiber die Mantellinien (Art 5 Abs. 6 Ges-
taltungsplan) wird erteilt.



Iv.

VL

Die Gebiihren und Kosten betragen:

Grundgebiihr Fr. 100.00
Bearbeitungsgebiihr Fr. 390.05
Schreibgebiihr Fr. 60.00
Total Fr. 550.05

Dieser Betrag ist innert 30 Tagen, spitestens jedoch vor Baubeginn, zu zahlen. Massgebend
ist die kiirzere Frist.

Rechtsmittelbelehrung:

Gegen diese Verfligung kann innert 30 Tagen, von der Zustellung an gerechnet, bei der
Baurekurskommission III des Kantons Ziirich, 8090 Ziirich, schriftlich Rekurs erhoben
werden. Die in dreifacher Ausflihrung einzureichende Rekursschrift muss einen Antrag und
dessen Begriindung enthalten. Die angefochtene Verfligung ist beizulegen. Die angerufenen
Beweismittel sind genau zu bezeichnen und soweit méglich beizulegen. Materielle und
formelle Entscheide der Baurekurskommission sind kostenpflichtig; die Kosten hat die im
Verfahren unterliegende Partei zu tragen.

Mitteilung an:

a) Projektverfasser und bevollméchtigte Vertretung:
Aksel Eggenberger, Generalbau, Stapferstrasse 3, 8615 Wermatswil
eingeschrieben und mit folgenden Beilagen:
- Meliorationsplan 1:1000
- Projektpléne 1:100
- Untergeschoss Nr. 0406-1 rev. 03.09.2004 (Eingang 15.09.2004)
- Erdgeschoss Nr. 0406-2 rev. 03.09.2004 (Eingang 15.09.2004)
- Obergeschoss Nr. 0406-3 rev. 03.09.2004 (Eingang 15.09.2004)
- Dachgeschoss Nr. 0406-4 rev. 03.09.2004 (Eingang 15.09.2004)
- Querschnitt A + B Nr. 0406-5 rev. 03.09.2004 (Eingang 15.09.2004)
- Stidfassade Nr. 0406-6 rev. 03.09.2004 (Eingang 15.09.2004)
- Westfassade Nr. 0406-7 rev. 03.09.2004 (Eingang 15.09.2004)
- Ostfassade Nr. 0406-8 rev. 03.09.2004 (Eingang 15.09.2004)
- Nordfassade Nr. 0406-9 rev. 03.09.2004 (Eingang 15.09.2004)
- Rechnung

b) Gesuchsteller und Grundeigentiimer:
Ernst Wettstein, Fohlenweidstrasse 60, 8615 Wermatswil

c) interne Mitteilungen:
- Stadtrat



Versandt am: °

Abteilung Hochbau, Vermessung, unter Beilage einer Kopie des Situationsplanes
Abteilung Hochbau, Kanzlei, 3fach

STADT USTER

:e1lun ochbau

Simon Kobi, Rechtsanwalt
Bausekretir

07 Okt; 2004



Situationsplan

Melioration Uster 1:1000
Erstellt: 30.1.2004/ WS /34 /¢

Gossweiler Ingenieure AG \
3600 Dibendort 1 /2 fotlecl € 2\
Tel. 0180277 11 Fax 01 802 77 00 \

Alle Rechte an diesem Plan verbleiben bei der Gemeinde. Die Vervielfiltigung, ist nur
fir den intemen Gebrauch gestattet. Jede weitere Verwendung, insbesondere die
Uberfiihrung des Planinhaltes in ein EDV-System oder die Reproduktion zur Veréffent-
lichung oder zu gewerblichen Zwecken ist bewilligungs- und gebiihrenpflichtig. Die
Gemeinde hat den Nachfiihrungsgeometer mit der offiziellen Planausgabe beauftragt.
Widerrechtliches Verhalten wird verfolgt. © Amtliche Vermessung

Baulinien sind nicht Bestandteil der amtlichen Vemessung.

Wermatswil,14.09.2004 398
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Wermatswil ’ 14.09.2004 5683

T iArchitekt: Aksel Eggenberger

Generalbau

Stapferstrasse 3
15 Wermatswi

Umbau Wohnhaus mit Stallungen,
Fohlenhofstrasse 20
8615 Wermatswil
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Fohlenweidstrasse 2, Assek. Nr. 4582:
Baugesuch Nr. 2015-0188, Umnutzung
Angestelltenzimmer zu Wohnung

- Verflgung Nr. 495/2015, Baugesuch Nr. 2015-0188 (Bewilligung)
- Grundrisse
- Bauvorhaben BB 135-1974, Baubewilligung zu Bauernhaus mit angebauter Garage
mit Werkstattanteil
- Bauvorhaben BB 135-1974, Verfugung zu Abanderungsplanen
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Hochbau und Vermessung

Wohnstadt am Wasser
5. November 2015 | Seite 1/7 | RS/sk
VERFUGUNG NR. H 495/2015
Bauprojekt / B2.02.20
Baugesuch Nr. 2015-0188: Ernst Wettstein
Baurechtlicher Entscheid (Bewilligung)
Gesuchsteller und Ernst Wettstein, Fohlenweidstrasse 60, 8615 Wermatswil
Grundeigentiimer
Projektverfasser Hans Bucher, Architekt ETH, Tagerackerstrasse 17, 8610 Uster
Bauvorhaben Umnutzung Angestelltenzimmer zu Wohnung
Liegenschaft Fohlenweidstrasse 2, Assek. Nr. 4582, Kat. Nr. H2012, Wermatswil
Zone Privater Gestaltungsplan «Fohlenhof>»
Planunterlagen Katasterplan 1:500 vom 25.09.2015

Ansicht Stidwest (Eingang 23.10.2015)
Ubersichtsplan 1:150,-PI. Nr. 315/21 vom 21.09.2015, rev. 23.10.2015
Grundriss EG 1:100, PI. Nr. 315/20 vom 21.09.2015, rev. 23.10.2015

ERWAGUNGEN

Einleitung

Mit Eingabe vom 22. September 2015 ersuchte die Bauherrschaft um die baurechtliche Bewilligung
fiir die Umnutzung der bestehenden drei Angestelltenzimmer in eine 2'2-Zimmerwohnung im Un-
tergeschoss der Liegenschaft Fohlenweidstrasse 2, Assek. Nr. 4582, Kat. Nr. H2012, in Wermatswil.

Da gemass den eingereichten Planen die Fensterflachen des Wohn- bzw. Schlafraumes weniger als
einen Zehntel der Bodenflache betragen hatten, reichte die Bauherrschaft mit Eingabe vom

23. Oktober 2015 geanderte Pléane mit einer vergrosserten Fensterfront an der Nordwestfassade
ein.

Planungsrechtliche Grundlagen
Das Baugrundstiick befindet sich im Beizugsgebiet des privaten Gestaltungsplans «Fohlenhof>.

Nutzweise

Gemass Art. 1 Abs. 1 der Vorschriften zum Privaten Gestaltungsplan «Fohlenhof» (GPV) sind nur
Bauten und Anlagen fiir die Landwirtschaft, den Reitbetrieb sowie Wohnungen fiir das betriebszu-
gehdrige Personal zulassig. Betriebszugehdrige Personalrdume, Betriebsbiiros, technische Anlagen
und Fahrzeugabstellplatze sind in allen Bauten zulassig (Art. 1 Abs. 2 GPV).

Gemass Angaben des Gesuchstellers wird die neu entstehende Wohnung ausschliesslich von ihm
selbst genutzt. Unter dieser Bedingung ist die Vorschrift von Art. 1 Abs. 1 GPV eingehalten und das
Bauvorhaben erweist sich von seiner Nutzweise her als zuldssig. Eine Vermietung/Verkauf der Woh-
nung an nicht betriebszugehdrige Dritte ist nicht zuldssig.

www.uster.ch
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Hochbau und Vermessung Wbkinstait s Wasser

Verfiigung vom 5. November 2015 | Seite 3/7

In Wohnhdusern miissen ausreichend Nebenrdume, wie Trockenrdume und Einstellgelegenheiten
flr Vorrate, Hausrat und dergleichen, geschaffen werden (§ 297 PBG).

Die Einstellgelegenhesiten fiir Vorrate und Hausrat miissen pro Wohnung eine Grundflache von min-
destens 8 m? aufweisen; fiir Wohnungen mit héchstens zwei Zimmern kann diese auf 5 m? redu-
ziert werden (§ 39 BBV I).

Auf den eingereichten Planen ist keine Abstellfliche ausgewiesen worden. Sowoh! der unmittelbar
an die Wohnung angrenzende Schutzraum als auch der sich auf derselben Etage befindliche Auf-
enthaltsraum bietet jedoch geniigend Raum fiir allfallige Vorrate und Hausrat, sodass den Vorgaben
von § 39 BBV I Genlige getan ist.

Bauten und Anlagen sind so zu projektieren und auszufiihren, dass sie hinsichtlich Energiever-
brauch mdglichst haushélterisch genutzt werden kénnen (§ 15 BBV I). Die Warmedammvorschriften
der Baudirektion, Ausgabe 2009, gelten als Verordnungsbestimmungen (Ziff. 1.11 Anhang BBV I).

Die Bestimmungen geméss Ziff. 3.2 lit. a und b Anhang BBV I iiber den Fachbereich Wirmedsm-
mung sind hinsichtlich Projekt und Ausfiihrung der Privaten Kontrolle unterstellt.

Bei geringfligigen Umbauten darf auf einen detaillierten Nachweis verzichtet werden, sofern alle
Einzelanforderungen (Tabelle 5 der Warmedammvorschriften) eingehalten werden und auf dem
Formular «Energienutzungs-Deklaration fiir geringfiigige Umbauten» bestdtigt wird, dass die War-
medammvorschriften zu Kenntnis genommen worden sind und eingehalten werden. Dieser Nach-
weis ist der Stadt Uster, Hochbau und Vermessung, vor Baubeginn einzureichen.

Als geringfiigig gelten Umnutzungen, die keine Anderung der Raumlufttemperatur in der Heizperio-
de zur Folge haben, sowie Umbauvorhaben, deren projektierte Baukosten héchstens Fr. 200°000.00
und gleichzeitig 30 % des Gebaudeversicherungswerts betragen.

Feuerpolizei

Die brandschutztechnischen Anforderungen ergeben sich aufgrund der massgebenden feuerpolizei-
lichen Vorschriften und Brandschutzrichtlinien der Vereinigung Kantonaler Feuerversicherungen
(VKF).

Die entsprechenden Auflagen sind im Dispositiv aufgefiihrt.
Das Bauvorhaben wird als Einfamilienhaus behandelt.

Verfahren

Flr Bauvorhaben von untergeordneter Bedeutung, durch welche keine zum Rekurs berechtigenden
Interessen Dritter beriihrt werden, wird anstelle des ordentlichen Verfahrens das Anzeigeverfahren
angewendet. Beim Anzeigeverfahren entfallen die Aussteckung und die &ffentliche Bekanntma-
chung (§ 13 Abs. 1 und 2 der Bauverfahrensverordnung [BVV]).

Bei Bauvorhaben von untergeordneter Bedeutung beurteilt das &rtliche Bauamt, ob keine zum Re-
kurs berechtigenden Interessen Dritter beriihrt werden und daher auf die Aussteckung und die
offentliche Bekanntmachung verzichtet werden kann (8§ 15 Abs. 1 BWV).

Das vorliegende Baugesuch betrifft ein Bauvorhaben von untergeordneter Bedeutung und beriihrt
keine zum Rekurs berechtigenden Interessen von Dritten. Daher konnte es im Anzeigeverfahren
behandelt werden. Fiir die Verabschiedung dieser Verfligung ist der Bausekretér bzw. der Leiter des
Geschaftsfelds Hochbau und Vermessung kommunal abschliessend zustandig (Art. 4 und 5 der Zu-
standigkeitsordnung in Bau- und Gewésserschutzsachen vom 1. April 2013).

www.uster.ch
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Hochbau und Vermessung Wokinstaditam Wisssr

Verfligung vom 5. November 2015 | Seite 5/7

5. Feuerpolizeiliche Auflagen:

5.1, Fir das Bauvorhaben ist eine Qualitatssicherung der QSS 1 geméss VKF-Brandschutz-
richtlinie "Qualitétssicherung im Brandschutz" zu erbringen. Es ist eine geeignete Projekt-
organisation aufzubauen; die Leistungen des oder der QS Verantwortlichen Brandschutz
sind festzulegen und zu erbringen. Diese Person ist vor Baubeginn der Feuerpolizei Uster
zu melden;

5.2.  Vor Bezug ist der Feuerpalizei die von der Eigentimer- und Nutzerschaft sowie dem oder
der QS-Verantwortlichen Brandschutz unterzeichnete Ubereinstimmungserklarung Brand-
schutz einzureichen.

5.3. Die Baustelle sowie angrenzende Bauten und Anlagen miissen fiir den raschen Einsatz der
Feuerwehr jederzeit zugénglich sein. Bauinstallationen und Materiallager diirfen den
Feuerwehreinsatz nicht behindern und die Umgebung nicht gefahrden.

5.4. Essind alle notwendigen Massnahmen zur Verhiitung von Branden und Explosionen wah-
rend der Bauzeit zu treffen, insbesondere sind Flucht- und Rettungswege freizuhalten,
Schutzmassnahmen fiir die Lagerung und den Umgang mit feuer- und explosionsgefahrli-
chen Stoffen umzusetzen und Kontrollen nach Heissarbeiten durchzufiihren. Brennbares
Material (z. B. Holz, Papier, Kunststoff, Verpackungen) sind periodisch zu entfernen oder
in genligendem Abstand zur Baustelle zu lagern. In jeder Bauphase ist die sofortige Alar-
mierung der Loschkréfte und die Rettung von Personen sicherzustellen. Die Rufnummer
der Feuerwehr ist deutlich sichtbar anzuschlagen und es sind geeignete Loschmittel be-
reitzustellen.

5.5.  Abluftleitungen von Kiichenablufthauben sind aus Baustoffen der RF1 auszufiihren.

5.6. Elektrische Anlagen sind geméss der Niederspannungs-Installationsnorm (NIN) SN EN
411000 auszufiihren,

Bauausfiihrung:

6.1.  Der ortlichen Baubehérde sind Baubeginn und Bauvollendung mit den beiliegenden Melde-
karten rechtzeitig (d.h. mindestens 14 Tage zuvor) zu melden;

6.2. Den Weisungen der Baukontrollorgane ist unbedingt und unverziglich Folge zu leisten. Ist
der Gesuchsteller mit Weisungen der Baukontrollorgane nicht einverstanden, kann er bei
der ortlichen Baubehérde den Erlass einer diesbeziiglich anfechtbaren Verfligung verlan-
gen. Dies entbindet ihn aber nicht von der Pflicht, die genannten Weisungen zu befolgen;

6.3. Das Bauvorhaben ist gemass den bewilligten Planen auszufiihren. Abweichungen sind
vorgangig bewilligen zu lassen;

www.uster.ch
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Hochbau und Vermessung Wohnstadt am Wasser

Verfiigung vom 5. November 2015 | Seite 7/7

1. Gesuchsteller und Grundeigentiimer:

Ernst Wettstein, Fohlenweidstrasse 60, 8615 Wermatswil
eingeschrieben und mit folgenden Beilagen:
— Katasterplan 1:500 vom 25.09.2015 (Eingang: 30.10.2015)
— Projektplane 1:100 vom 23.10.2015 (Eingang: 23.10.2015):
— Ansicht Stidwest
- Ubersichtsplan 1:150, PI. Nr. 315/21
— Grundriss EG 1:100, PIl. Nr. 315/20
— Liste amtliche Wohnungsnummern
— Meldekarten (Baubeginn und Bauvollendung)
- Formular «Energienutzungs-Deklaration fiir geringfiigige Umbauten»
(das Formular kann unter www.energie.zh.ch heruntergeladen werden)
~ Formular «Anmeldung zur Bezugsabnahme»
(das Formular kann unter www.energie.zh.ch heruntergeladen werden)
- Schatzungsgesuch GVZ (das Formular kann unter www.gvz.ch/versicherung/
heruntergeladen werden)
- Rechnung Baubewilligung Stadt Uster

2 Projektverfasser:
Hans Bucher, Architekt ETH, Tagerackerstrasse 17, 8610 Uster

3. Interne Mitteilungen:

— Abteilung Bau, Hochbau und Vermessung, Feuerpolizei

— Abteilung Bau, Hochbau und Vermessung, Liegenschaftsentwéasserung
- Abteilung Bau, Bauinspektion

— Abteilung Bau, Kanzlei Hochbau, 2-fach

Stadt Uster
Abteilung Bau

tefan Reimann

Leiter Hochbau und Vermessung

Versandt am: 09. oV, 2015

www.uster.ch




Hochbau und Vermessung u S t e r

Wohnstadt am Wasser

Hochbau und Vermessung Oberlandstrasse 78 Postfach 1442 8610 Uster

Herr

Hans Bucher
Architekt ETH
Tagerackerstrasse17
8610 Uster

Hildegard Honegger Hochbau und Vermessung Oberlandstrasse 78 Postfach 1442 8610 Uster
Telefon 044 944 72 54 Telefax 044 944 77 01 hildegard.honegger@uster.ch

30. November 2015/HH

Baugesuch Nr. 2015-0188: Ernst Wettstein
Umnutzung Angestelitenzimmer zu Wohnung, Fohlenweidstrasse 2
Anpassung der Schmutzwasserwerte der bestehenden Liegenschaft

Sehr geehrter Herr Bucher

Die Stadt Uster, Hochbau und Vermessung (Liegenschaftsentwésserung), hat den Ubersichtsplan
M. 1:150 Nr. 315/21 vom 23. Oktober 2015 (Eingabe vom 26. November 2015) gestiitzt auf Art. 30
der Verordnung iiber die Siedlungsentwasserungsanlagen (SEVO) vom 1. April 2008 gepriift und
teilt Ihnen mit, dass den geanderten Schmutzabwasserwerten aus gewasserschutz- und
baurechtlicher Sicht nichts entgegen steht und diese somit als genehmigt gelten.

Freundliche Griisse
Stadt Uster

/W%?Z// el

Hildegard Honeg‘ge/r
Fachperson
Grundstiickentwasserung

Beilage
— Ubersichtsplan EG / DU-Werte 1:150 Nr.315/21 vom 23. 10.2015 (mit Genehmigungsvermerk)

Kopie
— Ernst Wettstein, Fohlenweidstrasse 60, 8615 Wermatswil
— Abteilung Bau, Kanzlei Hochbau, Baugesuch
— Abteilung Bau, Liegenschaftsentwdsserung




Wohnungseinbau

N 315/21

GRUNRISS ERDGESCHOSS UBERSICHTSPLAN

1:150

Gr. A3

Dat. 21.09.2015 HB

U
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HANS BUCHER

ARCHITEKT ETH

Tagerackerstrasse 17, 8610 Uster

044 940 44 66

044 940 44 62
h.bucher@@bucher-architekten.ch

Telefon
Telefax
E-Mail
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Sitzung vom

Auszug e iy STADTRAT
aus demn Protoke : A SHVER:
des Stadtrates 27. Mai 1975 j
Nr. 355- Bauprojekte / 3 ¢
Max Wettstein, Wermatswil
Baubewilligung
Bauherrschaft : Max Wettstein, Landwirt,
Halde, 8611 Wermatswil
Projektverfasser : H. Raschle AG, Architektur-Biiro,
Zirichstrasse 7, 8610 Uster
Bauvorhaben : Bauernhaus mit angebauter Garage
BB 135-1974 mit Werkstattanteil (Einstell-
platz fiir total 4 PW)
Lage ° 8 KeWeohphe, gl ILILTE -
Halde, Wermatswil
Eingabe vom : 22. November 1974

Ablauf dexr Ein-
sprachefrist : 17. Dezember 1974

Es fd81lt in Betracht:

a) Das Bauvorhaben befindet sich in der Zone UG (ibriges Gemeinde-
gebiet) der Bauordnung Uster sowie in der Zone I der kantonalen
Verordnung zum Bundesbeschluss iiber dringliche Massnahmen auf
dem Gebiete der Raumplanung vom 17. Mdrz 1972.

Die Kantonale Baudirektion, Amt fiir Raumplanung, hat mit Ver-
figung Nr. 3278 vom 22. April 1975 dem Bauvorhaben mit Bedin-
gungen zugestimmt,

b) Fir landwirtschaftliche Bauten in der Zone UG gelten nur die
allgemeinen Bedingungen des Abschnittes II der Bauordnung so-
wie die Bestimmungen des kantonalen Baugesetzes.

c) Die Zufahrt erfolgt iiber die Fohlenweidstrasse sowie den ver-
legten Flurweg Kat.Nr. H 944. Das Kantonale Tiefbauamt hat dem
Bauvorhaben mit Schreiben vom 17. Dezember 1974 mit Auflagen
zugestimmt.

7
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d) Die Schlafrdume im Untergeschoss sind nicht unterkellert.

e) Durch das Bauvorhaben werden 10 Pflichtparkpldtze lberstellt.
Fiir das Bauvorhaben sind 6 Parkpldtze notwendig, so dass to-
tal 16 neue Parkpldtze zu erstellen sind.

Der Stadtrat, gestiitzt auf die §§ 1 und 130 des Baugesetzes vom
23. April 1893 und die seitherigen Aenderungen sowie die ein-
schldgigen Bestimmungen der Bauordnung Uster,

oo @ 8 @ la L il @ 8 8 & B

I. Die baupolizeiliche Bewilligung wird unter folgenden Bedin-
gungen erteilt:

1. Vor Baubeginn hat der Gesuchsteller auf seine Kosten und
zulasten seiner Liegenschaft Kat.Nr. H 1178 folgende O6f-
fentlich—-rechtliche Eigentumsbeschriankung anmerken zu
lassen und dem Stadtrat Uster ein entsprechendes Zeugnis
des Grundbuchamtes zuzustellen:

"Der jeweilige Eigentimer von Kat.Nr. H 1178 hat auf dem
Baugrundstiick 6 Parkpldtze zu erstellen und zu unterhalten.

Vor Baubeginn hat die Bauherrschaft:

N
.

2.1 in Erfiillung Ziffer 6 dem Bau- und Vermessungsamt Uster
abgednderte Pldne im Masstabe 1:100 im Doppel zur Ge-
nehmigung einzureichen.

2.2 sich dariiber auszuweisen, dass sie sich in die Erstel-
lungskosten der Fohlenweidstrasse eingekauft hat.

3. Die Ausfahrt auf die Fohlenweid;trasse ist im Einvernehmen
mit dem Bau- und Vermessungsamt Uster zu gestalten.

4. Samtliche hiduslichen Abwidsser aus allen drei Wohnh&usern
sind im Trennsystem an den Hauptsammelkanal Pfaffikerstras-
se anzuschliessen.

5. Die HGhe der abgeschrdgten R&8ume im Dachgeschoss muss we-
nigstens Uber der Hdlfte der Bodenfldche 2,4 m betragen.

6. Die Sattelddcher sind mit beidseitig gleicher Neigung zu
erstellen.
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Die Boden der Schlafrdume im Untergeschoss sind mit einer
mindestens 2 cm starken Asphaltisolation gegen Feuchtig-
keit sowie gegen Kdlte zu isolieren, oder es ist ein 1lUGft-
barer Hohlraum von mindestens 30 cm lichter HoOhe zu er-
stellen (§ 72 Baugesetz).

Auf dem Baugrundstiick sind total 16 neue Autoabstelilpl&tze
zu erstellen.

Die Bedingungen des beiliegenden Formulares 102/69 der Kan-
tonalen Gebdudeversicherung, Abt. Feuerpolizei, insbeson-
dexe diel Ziffern 106 - 114, 117, 118, und 121 sind einzu-
halten.

Das Gebdude ist mit einer Blitzschutzanlage zu versehen.

Die Bedingungen der Ziffern 1, 4, 9 und 11 der beiliegenden l

"Speziellen baupolizeilichen Bedingungen"” vom 18. Januar
1972 bilden einen integrierenden Bestandteil dieses Be-
schlusses.

Im brigen sind auch die"Hinweise auf allgemeine baupoli-
zeiliche Vorschriften" wvom Februar 1972 zu beachten.

Vorbehalten bleiben:

1. Die Bewilligung der Kantonalen Militdrdirektion, Abt.
Zivilschutz, fiir den Einbau des Schutzraumes.

2. Die Bewilligung der Kantonalen Baudirektion, Amt fiir
Gewdsserschutz und Wasserbau, fiir das Erstellen der Oel-
tankanlage und allfdllige Arbeiten im Grundwasser.

3. Die Bewilligung der kommunalen Feuerpolizei fiir das Ein-
stellen von Motorfahrzeugen und das Erstellen des Heiz-
raumes.

4. Die Abwasserbewilligung des Bau-’'und Vermessungsamtes
Uster. p

5. Die Bewilligung des Kantonalen Tiefbauamtes, Kreis-
ingenieur IV, Uster.

Gegen diesen Beschluss kann binnen 20 Tagen, vom Tage nach
der Zustellung an gerechnet, mit schriftlicher Eingabe, die
einen begriindeten Antrag enthalten muss, an den Begzirksrat
Uster rekurriert werden. Dieser Beschluss ist beizufiligen
oder in der Rekursschrift genau zu bezeichnen.
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Die Kosten betragen:

— Beschlussgebiihr % 1352, SO0 ==
- Priifungs—- und Insertionskosten Ee SO0 ==
Total 1232 580 ==

Mitteilung an:

a)

b)

c)
d)

e)

Max Wettstein, Landwirt, Halde, 8611 Wermatswil, unter
Beilage der Rechnurig und einer Planserie sowie der Ver-
figung Nr. 3278 vom 22.4.1975 der Kantonalen Baudirektion
ZUrich

H. Raschle AG, Architektur—-Biliro, Ziirichstrasse 7,
8610 Uster

Grundbuchamt Uster, durch Auszug
Gesundheitsbehdrde Uster

W. Ehrbar, Feldhofstrasse 24, 8610 Uster, unter Beilage
des Einstellgesuches samt Planakten

Bauvorstand H. Siisli

Bau- und Vermessungsamt Uster, im Doppel
Bau- und Vermessungsamt Uster, Abwasser
Bau- und Vermessungsamt Uster, Baukontrolle

Kant. Tiefbauamt, Kreising. IV, Uster

Fur richtigen Auszug
Stadtrat Uster

Der Substitut des Stadtschreiber-

Versandt am:
2. duni 1875 ®



ST AT ST TS ETERFAR 8610 Uster, 26. Mdrz 1976 Re/rh

Bau— und Vermessungsamt

Bauherrschaft : Max Wettstein, Landwirt,
Halde, 8611 Wermatswil

Projektverfasser : H. Raschle AG, Architektur-Biiro,
Zirichstrasse 7, 8610 Uster

Bauvorhaben ¢ Bauernhaus mit angebauter Garage
iy Lol Iy - Ab&nderungspldne -
Lage : Kat.Nr. H 1178,

Halde, Wermatswil

Eingabe vom g il WEgeR ALS7E

— ohne Ausschreibung -

ES s wEaS g ngile S naes

Mit Verfligung Nr. 3278 vom 22. April 1975 h&dlt die kantonale
Baudirektion Ziirich, Amt fiir Raumplanung, fest, dass die Bau-
herrschaft einwillige, im Sinne einer besseren Einordnung ins
Landschaftsbild, die Sattelddcher mit beidseitig gleicher Nei--
gung zu erstellen.

In Erflillung der Bedingung Ziffer I./6. des Stadtratsbeschlus-
ses Nr. 355 vom 27. Mai 1975 reicht das Architektur-Biro

H. Raschle AG, Uster, entsprechende Abdnderungspldne zur Ge-
nehmigung ein. 5

Die vorgelegten Abdnderungspldne konnen ohne weitere Aufla-
gen bewilligt werden.

Im BEinverstdndnis mit Bauvorstand H. Slsli

W @ g E U g B

das Bau— und Vermessungsepii: Uster:
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Die Bawilligung fir die vorgelegten Abdnderungsplane
wird ohne weitere Aufiagen erteilt. Die Bedingungen
des Stadtratsbeschlusses Nr. 355 vom 27. Mai 1975
gelten sinngemdss auch fir die Abdnderungspldne und
sind zu erfiillen.

Einsprachen gegen diese Verfiigung k&nnen binnen 20 Tagen,
vom Tage nach der Zustellung an gerechnet, beim Stadtzat
Uster in schriftlicher Eingabe, die einen begriindeten An-
trag enthalten muss, erhoben werden. Diese Verfiigung ist
beizulegen oder in der Einsprache genau zu bezeichnen.

Die Kosten bhetragen:

- Beschlussgebihr B, 60.——
—~ Prifungskosten Fr. 77.50
Total s L3750

Die vorstehenden Kosten werden separat in Rechnung ge-
SiECH NSt
Mitteilung an:

a) Max Wettstein, Landwirt, Halde, 8611 Wermatswil, unter
Beilage einer ¥Planserie

b) H. Raschle AG, Architektur-Bliro, Zirichstrasse 7,
8610 Uster

c) Gesundheitsbehdrde Uster
d) Bauvorstand H, Sisli

e) Bau- und Vermessungsamt Uster, Baukontrolle

B’/ - UND VERMESSUNGSAMT USTER
Dr Stadtincenieuc:

Versandt am: 26. Mirz 1976/rh éﬁé



Assek. Nrn. 3984 und 5683: Baugesuch Nr.
2020-0048, Erstellen von zwei provisorischen
Pferdeboxen bei den bestehenden Reithallen

und Stallungen Assek. Nrn. 3984 und 5683

- Verfugung Nr. 402/2018, Baugesuch Nr. 2018-0018 (befristete Bewilligung)
- Verfugung Nr. 358/2020, Baugesuch Nr. 2020-0048 (Bewilligung)
- Verfugung Nr. 491/2021, Baugesuch Nr. 2021-0203 (Bewilligung)


mirta.niederhauser
- Verfügung Nr. 402/2018, Baugesuch Nr. 2018-0018 (befristete Bewilligung)
- Verfügung Nr. 358/2020, Baugesuch Nr. 2020-0048 (Bewilligung)
- Verfügung Nr.  491/2021, Baugesuch Nr. 2021-0203 (Bewilligung)

mirta.niederhauser
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VERFUGUNG NR. H 402/2018

Bauprojekt / B2.02.20
Baugesuch Nr. 2018-0018: Ernst Wettstein
Baurechtlicher Entscheid (befristete Bewilligung)

Gesuchsteller, Ernst Wettstein, Fohlenweidstrasse 60, 8615 Wermatswil
Projektverfasser
und Grundeigentiimer

Bauvorhaben Erstellen von zwei provisorischen Pferdeboxen bei den
bestehenden Reithallen und Stallungen Assek. Nrn. 3984/5683

Befristet bis 31. Oktober 2020

Liegenschaft Fohlenweidstrasse 20, Assek. Nrn. 1295/3984/5683, Kat. Nr. H2012,
Wermatswil

Zone Privater Gestaltungsplan «Fohlenhof»

Ausschreibung 16. Mérz 2018

Planunterlagen Katasterplan 1:500 vom 25.01.2018

Situationsplan 1:1000 vom 19.12.2018

Provisorium 1 fiir 6 Pferde, Grundriss 1:100 vom 10.12.2017
Provisorium 1 fiir 6 Pferde, Ansichten 1:100 vom 10.12.2017
Provisorium 2 fiir 2 Pferde, Grundriss/Ansichten 1:50 vom 10.12.2017

ERWAGUNGEN

Einleitung

Mit Eingaben vom 5. Februar 2018 (Baueingabe) und 16. Februar 2018 (Begriindungsschreiben)
ersucht die Bauherrschaft um die befristete baurechtliche Bewilligung fiir das Erstellen von zwei
provisorischen Pferdeboxen bei den Gebiuden Assek. Nrn. 1295, 3984 und 5683 an der Fohlen-
weidstrasse 20, Kat. Nr. H2012, in Wermatswil.

[ e byl ande ) 1 b e By o
nescnried Bauvorhaben

Fur die Sanierung und Anpassung der bestehenden Stallungen an das Tierschutzgesetz werden
Ausweich-Pferdeboxen benétigt. Das Provisorium 1, welches Platz fiir sechs Pferde bieten soll, ist
nordlich der grossen Reithalle Assek. Nr. 5683 geplant und weist die Aussenmasse von 27.10 m x
5.04 m x 3.73 m (Lénge x Breite x Héhe) auf. Das Provisorium 2 soll Platz fiir zwei Pferde bieten
und die Aussenmasse von 6.08 m x 4.08 m x 3.86 m (Lange x Breite x Héhe) aufweisen. Das Provi-
sorium 2 ist zwischen der kleinen Reithalle mit Stallungen Assek. Nr. 3984 und dem Wohnhaus mit
Scheune Assek. Nr. 1295 geplant.

BeIstung

Die Bauherrschaft beantragt eine auf drei Jahre befristete Baubewilligung fiir das oben beschriebe-
ne Bauvorhaben. Einerseits wird das Begehren mit den Anpassungen der Pferdestallungen an die
Vorgaben des Tierschutzgesetzes sowie an die veranderten Betriebs- und Kundenanspriiche be-
griindet. Andererseits beabsichtigt die Bauherrschaft die Revision des privaten Gestaltungsplans.
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Mit einer ersten Stellungnahme vom 8. Marz 2018 hielt das kantonale Amt fiir Raumentwicklung
(ARE) zusammenfassend fest, dass die kurz-, mittel- und langfristig geplanten Massnahmen mit
einer Revision des Gestaltungsplans in der Landwirtschaftszone in ihrer Gesamtheit nicht méglich
sind. Hingegen stellte das ARE weiter fest, dass fiir Sanierungen der bestehenden Anlagen, Anpas-
sungen an die Richtlinien des Tierschutzes sowie zonenkonforme Bauten und Anlagen in der Land-
wirtschaftszone eine Bewilligung in Aussicht gestellt werden kénnte.

Fir die Sanierung und Anpassung der bestehenden Stallungen, unter gleichzeitiger Aufrechterhal-
tung des Betriebs, kénnen daher die beiden geplanten Provisorien als Ausweich-Pferdeboxen befris-
tet bewilligt werden. Zur Umsetzung der geplanten Massnahmen erachtet die Stadt Uster eine Be-
fristung der Bewilligung auf zwei Jahre als angemessen und verhéltnismassig.

Mit der Befristung erteilt die Behérde ihre Zustimmung, eine Baute oder Anlage fiir eine bestimmte
Zeitdauer zu errichten. Dies ist sinnvoll, wenn eine definitive Bewilligung aus rechtlichen Griinden
nicht infrage kommt, andererseits aber die typischen Merkmale eines Provisoriums gegeben sind.
Eine befristete Bewilligung in diesem Sinne bedeutet somit nichts anderes als die temporare Tole-
rierung vorschriftswidriger Bauten und Anlagen.

Das angesuchte Bauvorhaben ist in seiner Ausgestaltung und Bauweise als Provisorium konzipiert
und erfiillt somit ohne Zweifel die Bedingungen, welche fiir die Erteilung einer befristeten Bewilli-
gung vorausgesetzt werden. Die Vorschriftswidrigkeiten betreffen vorliegend die gestalterische Ein-
ordnung und die Grundmasse (Baubereiche). Provisorische Bauten kénnen entsprechend der Ge-
richtspraxis auf héchstens fiinf Jahre befristet werden. Die Erteilung einer befristeten Bewilligung
fiir zwei Jahre erscheint in Wiirdigung des Grades der Rechtswidrigkeiten somit als angemessen,

Die Provisorien sind bis 31. Oktober 2020 wieder zu entfernen und der urspriingliche Zustand ist
wieder herzustellen.

Befristete Bewilligungen sind im Grundbuch anzumerken. Der genaue Wortlaut hierzu findet sich im
Dispositiv.

Planungsrechtliche Grundlagen

Das Baugrundstiick befindet sich im Beizugsgebiet des privaten Gestaltungsplans «Fohlenhof», der
vom Regierungsrat des Kantons Ziirich am 8. Dezember 1993 mit Beschluss Nr. 3709 genehmigt
wurde.

Wo die Bestimmungen des Gestaltungsplans keine besonderen Regelungen enthalten, gelten ge-
mass Art. 4 Gestaltungsplanvorschriften (GPV) die Vorschriften der jeweils gliltigen Bauordnung
bzw. des libergeordneten Rechts,

22 v oon gy #E B 5
wiNpTinaGi

sle i ot ifon prares enen § 42 ne e s P T s PRI 'R o A
iKeltsstufe gemass Larmschutzveror anung (Lov)

Flr das Baugrundstiick ist geméss Art. 9 GPV die Empfindlichkeitsstufe IIT gemass der eidgendssi-
schen Larmschutzverordnung (LSV) massgebend.

Nutzweise

Gemass Art. 6 Abs. 1 GPV sind nur Bauten und Anlagen fiir die Landwirtschaft, den Reitbetrieb so-
wie Wohnungen fiir das betriebszugehérige Personal zulassig. Mistdeponien sind in der Nihe von
Stallungen erlaubt (Art. 6 Abs. 3 GPV).

Die Provisorien erweisen sich von ihrer Nutzweise her als zonenkonform.
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Liegenschaftsentwésserung

Oborirdiceokhe Yereieienri e {leoime & arbrataril i ers iy
Oberirdischie Versickerung (keine Abwasser bewilligung)

Das Dachwasser der provisorischen Pferdeboxen muss oberirdisch, Uber einen Prallschutz und eine
belebte Humusschicht (minimal erforderlicher Bodenaufbau > 19 cm Oberboden und > 29 cm
Unterboden) versickert werden. Eine Ableitung des Regenwassers direkt in die untere Bodenschicht
oder in eine Sickerpackung wird nicht geduldet. Reinigungsarbeiten mit Reinigungsmittel sind nicht
zulassig. Auf ein Abwassergesuch kann in diesem Fall verzichtet werden.

Mit dem Erstellen der provisorischen Pferdeboxen werden die bestehenden Liegenschaftsentwasse-
rungsleitungen der Gebaude Fohlenhofweg Assek. Nrn. 3984 und 5683, teilweise Uberstellt. Bei
einer Sanierungspflicht der besagten Leitungen gehen allféllige Mehrkosten aufgrund der Uber-
stellung vollumfanglich zu Lasten des betroffenen Grundeigentiimers.

Die oberflachliche Versickerung von Regenwasser (Dach- und Platzwasser) hat auf dem eigenen
Grundstiick zu erfolgen. Dritte diirfen nicht beeintrachtigt werden.

Abwasserbewilligung

Der Anschluss des Dachwassers an die 6ffentliche Kanalisation kann nur gestattet werden, wenn
vorgangig eine Baugrunduntersuchung eines Geologen erfolgt ist und der Nachweis der Unmadglich-
keit der Versickerung erbracht wird. Alifallige Auflagen fiir den Anschluss bleiben ausdriicklich vor-
behalten. Sie werden im Rahmen der noch zu erteilenden Abwasserbewilligung auferlegt.

Falls Anpassungen an den Grundleitungen vorgenommen werden, bendtigt das Bauvorhaben eine
Abwasserbewilligung der Stadt Uster, Hochbau und Vermessung (Liegenschaftsentwésserung).

Sémtliche Liegenschaftsentwésserungsleitungen fiir das Provisorium der Pferdeboxen miissen nach
Ablauf der Bewilligungsdauer unverziiglich wieder riickgebaut werden.

Einordnung und Gestaltung

Bauten, Anlagen und Umschwung sind fiir sich und in ihrem Zusammenhang mit der baulichen und
landschaftlichen Umgebung im Ganzen und in ihren einzelnen Teilen so zu gestalten, dass eine be-
friedigende Gesamtwirkung erreicht wird; diese Anforderung gilt auch fiir Materialien und Farben
(§ 238 Abs. 1 Planungs- und Baugesetz [PBG]).

P o
& 154

taltungspian
Flr das vom Gestaltungsplan erfasste Gebiet gelten erhdhte Anforderungen an die Einordnung und

Gestaltung, wie sie in den Vorschriften zum privaten Gestaltungsplan «Fohlenhof» definiert worden
sind (§ 83 PBG, Art. 7 GPV).

Gemass Art. 7 Abs. 1 GPV sind Bauten und Anlagen beziiglich Grosse, kubischer Gestaltung und
Gliederung sowie in der Farb- und Materialwahl so zu gestalten, dass sie sich gut in das Orts- und
Landschaftsbild einordnen.

Sinngemass Gleiches gilt fiir den Umschwung und uniiberbaut bleibende Flachen hinsichtlich
Mauern, Gelandeverlauf, Bepflanzung und Gestaltung (Art. 7 Abs. 2 GPV).

Bauten und Anlagen sind soweit als maglich dem gewachsenen Terrain anzupassen. Untergeord-
nete Terrainveranderungen sind gestattet (Abs. 3).

Fir die fachliche Beurteilung der architektonischen sowie landschaftlichen Einordnung von Bauvor-
haben ist die stadtratlich eingesetzte Stadtbildkommission in empfehlender Weise zusténdig.

Das Bauvorhaben unterliegt gemass den Vorgaben des Gestaltungsplans den erhéhten gestalteri-
schen Anforderungen. Aufgrund der befristet beantragten Bewilligung wurde auf eine Beurteilung

des vorliegenden Bauvorhabens durch die Stadtbildkommission verzichtet. Die beiden Provisorien
konnen wéhrend der Sanierung und Anpassung der bestehenden Stallungen und damit befristet bis

31. Oktober 2020 bewilligt werden.
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Fahrzeugabstellplitze

Pllichtabsteliplatze

Das Bauvorhaben I6st keine weitere Pflicht zur Erstellung von Abstellplatzen aus.
Grundmasse

A 2 ra N E s Eh% e P B g
&*;?«..A.:,»:hii;ﬂ’mxi;;:; mass

Das Ausniitzungsmass wird durch die Mantellinien und die ubrigen Beschrankungen der Gebaude-
ausmasse bestimmt (Art. 5 Abs. 1 GPV).

Die Mantellinie bezeichnet im Situationsplan die dusserste Begrenzung der bestehenden und ge-
planten Hochbauten (Art. 5 Abs. 2 Satz 1 GPV).

Die beiden Provisorien befinden sich ausserhalb der im Gestaltungsplan festgelegten Mantellinien
und sind daher nicht bewilligungsfahig. Aufgrund des provisorischen Charakters des Bauvorhabens
kann dieses befristet bewilligt werden.

Umweltschutz
Luftreinhaltung

Die Massnahmen zur Luftreinhaltung auf der Baustelle richten sich nach der BAFU-Richtlinie «Luft-
reinhaltung auf Baustellen» (Baurichtlinie Luft, ergénzte Ausgabe Februar 2016). Die Bauherrschaft
hat dafiir zu sorgen, dass insbesondere die Auflagen der beigelegten Allgemeinen Nebenbestim-
mungen zur Minderung der Baustellenemissionen vom 1. Januar 2009, Massnahmenstufe A, Alle
Baustellen, eingehalten werden.

Feuerpolizei

Die brandschutztechnischen Anforderungen ergeben sich aufgrund der massgebenden feuerpolizei-
lichen Vorschriften und Brandschutz-Richtlinien der Vereinigung Kantonaler Feuerversicherungen
(VKF).

Der erforderliche Brandschutzabstand zwischen der Pferdebox 2 und dem Wohnhaus (Gebsude
Assek. Nr. 1295) wird unterschritten. Bei Unterschreitung der Brandschutzabsténde sind Ersatz-
massnahmen notwendig.

Die entsprechenden Auflagen sind im Dispositiv aufgefiihrt.

Zustellung des baurechtlichen Entscheids

Dem Gesuch um Zustellung des baurechtlichen Entscheids ist unter Kostenfolge zu entsprechen
(§ 315 Abs. 1 PBG in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 und 2 der Verordnung lber die Gebiihren im
Bauwesen der Stadt Uster [Baugebiihrenverordnung]).

Verfahren

Fur die Verabschiedung dieser Verfligung ist der Vorsteher der Abteilung Bau auf kommunaler Ebe-
ne abschliessend zusténdig (Art. 2 der Zustandigkeitsordnung in Bau- und Gewasserschutzsachen).
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DER ABTEILUNGSVORSTEHER BAU VERFUGT:

ne Bewilligung fir das Erstellen
1} Assek. Nrn. 1295, 3984 und 3
atswil, d gemaiss den eingereichten Unterlagen im Sinne
stet bis 31. Oktober 2020 mit den folgenden Nebenbestim

Kat, Nr, H2012,
d ‘wagungen be

mungen erteilt:

1. Vorbehalten bleibt:

Die Abwasserbewilligung der Stadt Uster, Hochbau und Vermessung (Liegenschaftsent-
wasserung), falls Anpassungen an den Grundleitungen vorgenommen werden.

2. Vor Baubeginn zu erfiillende Auflagen:

2.1. Die in Disp. Ziff. A.1. vorbehaltene Bewilligung muss rechtskraftig erteilt sein;

2.2. Die Bewilligungsgebiihr ist gemass beiliegender Rechnung an die Stadtkasse Uster einzu-
zahlen;

2.3. Die Auflage der Liegenschaftsentwasserung gemass Disp. Ziff. A.5.3. (Kanalisationsplan);
2.4.  Die feuerpolizeiliche Auflage geméss Disp. Ziff. A.6.1. (Brandschutznachweis);

2.5. Gestiitzt auf § 321 PBG und auf den vorliegenden Entscheid wird das Grundbuchamt Uster
durch die Baubehorde Uster angewiesen, die nachstehende 6ffentlich-rechtliche Eigen-
tumsbeschrankung nach erfolgter Rechtskraft dieses Entscheids und nach Mitteilung der
Erteilung der Baufreigabe im Grundbuch der betreffenden Parzelle einzutragen, unter
Kostenfolge zulasten der Bauherrschaft:

Befristete Baubewilligung

«Die mit Verfiigung Nr. H 402/2018 vom 4. September 2018 bewilligten Bauten (Pferde-
stallungen) auf dem Grundstiick Kat. Nr. H2012 sind Provisorien und miissen von der
Bauherrschaft bis spatestens 31. Oktober 2020 entschadigungslos zuriickgebaut werden.»

Das Grundbuchamt Uster wird ersucht, der Stadt Uster, Hochbau und Vermessung, nach
erfolgtem Eintrag ein Zeugnis dieser Anmerkung zukommen zu lassen;

2.6. Mit den Eigentiimern allfallig tberstellter Werkleitungen ist Kontakt aufzunehmen.

3. Vor Bezugsabnahme zu erfiillende Auflage:
Die feuerpolizeiliche Auflage gemass Disp. Ziff. A.6.2. (Ubereinstimmungserklérung Brand-
schutz).

4.  Baurechtliche Auflage:

Die Massnahmen zur Luftreinhaltung auf der Baustelle richten sich nach der BAFU-Richt-
linie «Luftreinhaltung auf Baustellen» (Baurichtlinie Luft, erganzte Ausgabe Februar
2016). Die Bauherrschaft hat dafiir zu sorgen, dass insbesondere die Auflagen der beige-
legten Allgemeinen Nebenbestimmungen zur Minderung der Baustellenemissionen vom
1. Januar 2009, Massnahmenstufe A, Alle Baustellen, eingehalten werden.

5. Auflagen Liegenschaftsentwisserung:

5.1. Die oberflachliche Versickerung von Regenwasser (Dach- und Platzwasser) hat auf dem
eigenen Grundstiick zu erfolgen. Dritte diirfen nicht beeintréchtigt werden;

5.2. Samtliche Liegenschaftsentwésserungsleitungen fiir das Provisorium der Pferdeboxen
missen nach Ablauf der Bewilligungsdauer unverziglich wieder riickgebaut werden;

www.uster.ch
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5.3. Erfordert das Bauvorhaben keine Abwasserbewilligung, ist der Stadt Uster, Hochbau und
Vermessung (Liegenschaftsentwésserung), vor Baubeginn in einem Kanalisationsplan die
Entwasserung der Dacher der Pferdeboxen aufzuzeigen und 3-fach zur Genehmigung ein-
zureichen (oberflachliche Versickerung).

6. Feuerpolizeiliche Auflagen:

Qualitdtssicherung

6.1. Fir das Bauvorhaben ist eine Qualitatssicherung der QSS 1 geméss VKF-Brandschutz-
richtlinie «Qualitatssicherung im Brandschutz» zu erbringen. Es ist eine geeignete Projekt-
organisation aufzubauen; die Leistungen des oder der QS-Verantwortlichen Brandschutz
sind festzulegen und zu erbringen. Diese Person ist mittels Brandschutznachweis vor Bau-
beginn der Feuerpolizei Uster zu melden:;

6.2.  Vor Bezug ist die von der Eigentiimer- und Nutzerschaft sowie dem oder der QS-Verant-
wortlichen Brandschutz unterzeichnete Ubereinstimmungserklédrung Brandschutz der
Feuerpolizei Uster einzureichen;

Verwendung von Baustoffen

6.3. Fir die Materialisierung von Innen- und Aussenwanden sowie Decken- und Dachkonstruk-
tionen gelten die Bestimmungen der VKF-Brandschutzrichtlinie «Verwendung von Baustof-
fen», insbesondere diejenigen der Ziffer 3/Gebaudehiille und Ziffer 4/Gebdudeausbau;

[0 Y RDTCIVIGN JUutis PRpmsy WIS U L SSOND T
Brandschutzabstinde

6.4. Im Sinne der Erwégung sind im Bereich der Unterschreitung des Brandschutzabstandes
Ersatzmassnahmen, die einen Brand(ibergriff verhindern, vorzunehmen. Es ist eine brand-
abschnittsbildende Wand mit Feuerwiderstand EI 30/RF1 zum Wohnhaus zu erstellen;

Biitzschutz

6.5. Die zwei provisorischen Pferdeboxen sind an die bereits bestehenden Blitzschutzsysteme
der Gebaude Assek. Nrn. 3984 sowie 5683 anzuschliessen;

6.6. Das Anpassen des bestehenden Blitzschutzsystems hat geméss der VKF-Brandschutz-
richtlinie «Blitzschutzsysteme» und der Weisung 20.06 «Blitzschutzsysteme» der Gebau-
deversicherung Kanton Ziirich (GVZ) zu erfolgen;

6.7. Der Anlageersteller hat dem Blitzschutzaufseher das fertig erstellte Blitzschutzsystem
schriftlich zur Abnahme zu melden (Meldeformular auf GVZ-Webseite www.gvz.ch'
Feuerpolizei ' Formulare ' Blitzschutzwesen).

Bauausfiihrung:

7.1. Der Stadt Uster, Hochbau und Vermessung, sind Baubeginn und Bauvollendung sowie die
wesentlichen Zwischensténde (Erstellung des Schnurgeriistes und Fertigstellung des Roh-
baus) mit den beiliegenden Meldekarten rechtzeitig (d. h. mindestens 14 Tage zuvor)
anzuzeigen;

7.2. Den Weisungen der Baukontrollorgane ist unbedingt und unverziglich Folge zu leisten. Ist
der Gesuchsteller mit Weisungen der Baukontrollorgane nicht einverstanden, kann er bei
der ortlichen Baubehérde den Erlass einer diesbezliglich anfechtbaren Verfugung verlan-
gen. Dies entbindet ihn aber nicht von der Pflicht, die genannten Weisungen zu befolgen;

7.3. Das Bauvorhaben ist gemass den bewilligten Planen auszufiihren. Abweichungen sind
vorgangig bewilligen zu lassen;
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7.4. Anfallende Bauabfille sind in brennbares Material, Metalle, Sonderabfall, Deponiematerial
und inerten Bauabfall zu trennen und getrennt der Entsorgung zuzufiihren. Die SIA-
Empfehlung 430, Ausgabe 1993 (Norm SN 509 430), Entsorgung von Bauabfllen bei
Neubau-, Umbau- und Abbrucharbeiten, ist im Sinne von § 360 PBG als Richtlinie zu be-
achten;

7.5. Bauten und Anlagen diirfen weder bei ihrer Erstellung noch durch ihren Bestand Personen
oder Sachen gefahrden. Demzufolge sind die einschldgigen Sicherheitsvorschriften, insbe-
sondere die Weisungen und Richtlinie der SUVA sowie die einschlagigen Normen und
Richtlinien der Berufsverbénde (SIA, VSS etc.) in jeder Hinsicht zu beachten.

B. Die Gebiithren und Kosten betragen:

Grundgebiihr Fr. 200.00
Bearbeitungsgebiihr Fr. 1'295.95
Insertionsgebiihr Fr. 225.00
Schreibgebiihr Fr. 120.00
Total Fr. 1'840.95

Dieser Betrag ist innert 30 Tagen, spatestens jedoch vor Baubeginn, zu bezahlen. Massgebend ist
die kiirzere Frist.

C. Rechtsmittelibelehrung:

Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen, von der Zustellung an gerechnet, beim Baurekurs-
gericht des Kantons Ziirich, 8090 Zurich, schriftlich Rekurs erhoben werden. Die in dreifacher Aus-
fuhrung einzureichende Rekursschrift muss einen Antrag und dessen Begriindung enthalten. Die
angefochtene Anordnung ist beizulegen. Die angerufenen Beweismittel sind genau zu bezeichnen
und, soweit moglich, beizulegen. Materielle und formelle Entscheide des Baurekursgerichts sind
kostenpflichtig; die Kosten hat die im Verfahren unterliegende Partei zu tragen.

«» Mittetlung an:

1.  Gesuchsteller, Projektverfasser und Grundeigentiimer:

Ernst Wettstein, Fohlenweidstrasse 60, 8615 Wermatswil
eingeschrieben; mit folgenden Beilagen:
- Katasterplan 1:500 vom 25.01.2018 (Eingang: 05.02.2018)
- Situationsplan 1:1000 vom 19.12.2018 (Eingang: 05.02.2018)
- Projektplédne vom 10.12.2017 (Eingang: 05.02.2018):
- Provisorium 1 fiir 6 Pferde, Grundriss 1:100
~ Provisorium 1 fiir 6 Pferde, Ansichten 1:100
~ Provisorium 2 fiir 2 Pferde, Grundriss/Ansichten 1:50
- Merkblatt «Holz»
- Merkblatt «Umweltschutz-Vorschriften fiir Baustellen»
- Formular «Allgemeine Nebenbestimmungen zur Minderung der Baustellenemissionen»
(Massnahmenstufe A)
- Meldekarten (Baubeginn und Bauvollendung)
- Formular «Anmeldung zur Bezugsabnahme» (www.energie.zh.ch)
- Schatzungsgesuch GVz (www.gvz.ch)
- Rechnung Baubewilligung Stadt Uster

LR L Uster ch
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2.  Dritte gemdss Begehren:
eingeschrieben; unter Beilage der Rechnung von Fr. 34.00:

Gregor Greber, Eichstrasse 74, 8713 Uerikon (Schalterabgabe: 23.04.2018)
3. Grundbuchamt Uster, Ziirichstrasse 1, 8610 Uster
unter Hinweis auf Disp. Ziff, A.2.5.
4. Extern:
Silligmann und Tschopp AG, Speckstrasse 3, 8330 Pfffikon (Blitzschutzaufseher)

5. Intern:

- Abteilung Bau, Bauinspektion

- Abteilung Bau, Feuerpolizei

- Abteilung Bau, Liegenschaftsentwasserung
- Abteilung Bau, Fristenkontrolle

- Abteilung Bau, Kanzlei Hochbau, 2-fach

Stadt Uster

gy

Stefan Feldmann
Stadtrat/Abteilungsvorsteher Bau

Versandt am:; éﬁ. SEP. 2018

vw : A i www.uster.ch
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Merkblatt Holz

Keine Verwendung von Holz aus tropischen oder nordischen Urwildern!

Urwélder in den Tropen, aber auch in Kanada, Sibirien und Skandinavien sind von
unersetzlichem Wert fur unzéhlige Tier- und Pflanzenarten. Ausserdem sind sie von grosser
Bedeutung fir den Klimahaushalt der Erde.

Der Stadtrat Uster hat am 18. August 1998 beschlossen, seinen Beitrag fiir die Natur zu
leisten, indem er bei der Ausfiihrung 6ffentlicher Bauten auf die Verwendung von Holz aus
Urwéldern verzichtet.

Sehr geehrte Bauherrschaft, Sie sind eingeladen diesem Schritt zu folgen und nur
einheimisches Holz fir Ihr Bauvorhaben zu verwenden. Damit helfen Sie, den Raubbau an
den Urwéldern einzuschranken.

Verlangen Sie bei allen Holzprodukten regionales oder FSC-zertifiziertes Holz!

Verlangen Sie von Ihrem Architekten oder Ihrer Unternehmerin von jedem
verwendeten Holzprodukt eine Herkunftsdeklaration!

Bei allen Holzern braucht es eine Herkunftsdeklaration!
Bei folgenden Produkten miissen Sie speziell darauf achten:

Turen: Aus Brandschutzgriinden wird oft fiir Tiren Tropenholz (Sipo und Sapelli)
verwendet. Dies ist von aussen nicht zu erkennen.

Fenster: Immer 6fter stammt das Holz fir Fenster aus Osteuropa. Dabei handelt es sich
um bekannte Holzarten wie Fichte, Féhre, Larche.

Parkett: Immer mehr Parkett kommt aus Asien oder Osteuropa. Nicht nur die Herkunft

des sichtbaren Holzes ist wichtig, sondern auch das Holz des Tragermaterials.

Sperrholz:  Nach wie vor wird Sperrholz aus tropischen Holzern eingesetzt, vor allem
Okumeé. Zudem wird immer mehr Sperrholz aus Russland importiert.

Furniere: Furniere aus Tropenholz werden bei Mébeln, bei Kiichenfronten, bei Tiiren und
Holzplatten eingesetzt.

Mébel: Gartenmdbel, Pfosten, Zaune mussen nicht aus Tropenholz sein. Alternativen
sind Eiche FSC, Eiche aus Westeuropa*, Larche FSC und Kiefer FSC.

Alternativen zu Tropenholz sind auf der Riickseite aufgefiihrt.
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Bauelemente Holzarten
Fenster, Fassadenverkleidungen, Eiche FSC, Eiche aus Westeuropa*, Fichte FSC,
Konstruktionen aussen Kiefer (Féhre) FSC, Léarche FSC, Tanne FSC
Fensterladen gleiche Arten wie Fenster, aber keine Kiefer (Féhre)
Turen, Tore Ahorn FSC, Ahorn aus Westeuropa*, Birke FSC,

Birnbaum aus der Schweiz, Eiche FSC, Eiche aus
Westeuropa*, Fichte FSC, Kiefer (Féhre) FSC,
Kirschbaum aus Westeuropa*, Larche FSC,
Nussbaum aus Westeuropa*, Rotbuche FSC,
Rotbuche aus Westeuropa*, Tanne FSC

Schwellen Eiche FSC, Eiche aus Westeuropa*, Lérche FSC,
Rotbuche FSC, Rotbuche aus Westeuropa*

Konstruktionen innen bei hoher mechanischer Beanspruchung: Birke FSC

bei mittlerer Beanspruchung: Buche FSC, Buche aus
Westeuropa*, Eiche FSC, Eiche aus Westeuropa*,
Esche FSC, Esche aus Westeuropa*, Fichte FSC,
Kiefer (Féhre) FSC, Tanne FSC

Treppen Ahorn FSC, Ahorn aus Westeuropa*, Birke FSC,
Birnbaum aus der Schweiz, Eiche FSC, Eiche aus
Westeuropa*, Fichte FSC, Kiefer (Féhre) FSC,
Kirschbaum aus Westeuropa*, Larche FSC,
Nussbaum aus Westeuropa*, Rotbuche FSC,
Rotbuche aus Westeuropa*, Tanne FSC

Tafer, Verkleidungen gleiche Holzarten wie Treppen
Fussbéden, Parkett gleiche Holzarten wie Treppen
Rahmen, Leisten Eiche FSC, Eiche aus Westeuropa*, Kiefer (Féhre)

FSC, Kirschbaum aus Westeuropa*, Larche FSC,
Rotbuche FSC, Rotbuche aus Westeuropa*, Tanne

FSC
Holzroste Feuchtbereiche: Eiche FSC, Eiche aus Westeuropa*
Blind-, Fiillholz Esche FSC, Esche aus Westeuropa*, Fichte FSC,
Tanne FSC

*Westeuropa: Schweiz, Deutschland, Frankreich, Osterreich, Belgien, Luxembourg, Niederlanden, Spanien,
Portugal, Italien




Kanton Zrich

. Baudirektion

b Amt fiir Abfall, Wasser, Energie und Luft

Amt fur Landschaft und Natur
Tiefbauamt

BUC — Baustellen Umweltschutz Controlling (Stand: September 2017)

Flyer: Umweltschutz-Vorschriften fiir Baustellen

Sorgfalts-
pflicht

Gegenliber ober- und unterirdischen Gewéassern ist wahrend der ganzen Bauzeit grosste Sorgfalt
anzuwenden. Es dirfen keine Naturschutzgebiete oder Biotope durch Abwassereinleitungen, Grund-
wasserabsenkungen oder Bauschutt-/Abfall-Ablagerungen und Staub beeintrachtigt werden.

Unfallmel-
dung

Jeder Schadenfall, bei dem wassergefahrdende Flussigkeiten in ein Gewasser, eine Kanalisation oder
in das Erdreich ausgelaufen sind, und jede Gewasserverschmutzung muss unverziiglich der Polizei
Tel.-Nr. 117 gemeldet werden.

Falls Sofortmassnahmen zur Schaden-Minimierung erforderlich sind, ist die Feuerwehr Tel. 118 auf-
zubieten.

Instruktions-
pflicht

Alle auf der Baustelle beschaftigten Personen sind in geeigneter Weise auf diese Vorschriften auf-
merksam zu machen

Meldepflicht
Grundwasser

Werden wahrend der Bauarbeiten Grundwasservorkommen oder Quellen angeschnitten, ist dem
AWEL, Abt. Gewasserschutz, Sektion Grundwasser (Tel. 043 259 32 07) Meldung zu erstatten.

Mit Abfillen
belastete
Standorte /
Altlasten

Bauvorhaben auf belasteten Standorten sind von einer Fachperson aus dem Bereich der Altiastenbe-
arbeitung zu lberwachen. Die Uberwachung stiitzt sich in der Regel auf ein vom AWEL vor Baubeginn
genehmigtes Aushub- und Entsorgungskonzept.

Wird bei Bauarbeiten wider Erwarten mit Abféllen verschmutztes Material entdeckt, ist das AWEL
Abteilung Abfallwirtschaft und Betriebe, Sektion Altlasten (Tel. 043 259 39 73), unverziglich zu infor-
mieren, damit die notwendigen abfall-/altlastenrechtlichen Massnahmen festgelegt werden kénnen.
Ausgenommen von der Meldepflicht sind Gebaudehinterfiillungen, die oft Bauabfille enthalten.

Abwasser

Die Entwasserung von Baustellen richtet sich nach der Empfehlung SIA/VSA 431. Es ist insbesondere
verboten: Die Einleitung von alkalischem (zementhaltigem) oder trilbem Abwasser in ein Gewasser,
das Versickern von alkalischem Abwasser sowie die Einleitung von alkalischem oder mit Feststoffen
belastetem Abwasser in eine Kanalisation (vorbehaltlich der Ausnahmen gemass SIA/VSA 431). Bei
der Ableitung von Baustellenabwasser in die Kanalisation muss abgeklart werden, ob die Kapazitat
der Kanalisation und der Abwasserreinigungsanlage (ARA) ausreicht. Die Einleitung in die Kanalisati-
on i die ARA ist bewilligungspflichtig, die Bewilligung ist bei der Gemeinde einzuholen. Fiir Einleitun-
gen in Gewasser oder Versickerung von Abwasser ist eine kantonale Bewilligung erforderlich.

Entwasse-
rungskonzept

Wenn durch den Bauvorgang unter- oder oberirdische Gewasser oder Abwasseranlagen beeintrach-
tigt werden konnen, muss ein Entwasserungskonzept nach SIA/VSA 431 erarbeitet und von der Ge-

meinde und allenfalls dem AWEL, vor Abschluss der Werkvertrage genehmigt werden. Dies ist insbe-
sondere der Fall bei:

*  Untertagebau
=  Spezialtiefbauarbeiten

- Baugrubenentwasserungen (Ausnahme: Bagatellfille ohne Gefahr fiir ober- und unterirdische
Gewasser)

=  Aufstellen von Anlagen fir die Herstellung von Beton

=  Bohr- und Frasarbeiten (Ausnahmen regelt die SIA/VSA 431)

=  Grundwasserabsenkung

*  Anlagen zum Umschlag von Beton, sofern pro Tag mehr als 1000 Liter Abwasser anfallen oder
die Baustelle langer als 3 Monate dauert

=  Bauten innerhalb von Grundwasserschutzzonen und -arealen

= Bauvorhaben auf Altlasten, belasteten Standorten oder Verdachtsflachen

Reinigung
Kanalisation

Alle durch die Bauarbeiten verschmutzten Anlagen der 6ffentlichen Kanalisationen sind von der Bau-
herrschaft auf eigene Kosten periodisch und nach Abschluss der Bauarbeiten zu reinigen

Zusatzbedin-
gungen fuar
Bauvorhaben
in Grundwas-
serschutzzo-
nen S

Die Maschinen sind abends und am Wochenende abseits der Baugrube abzustellen. Auftanken, War-
tung und das Reparieren der Maschinen und Fahrzeuge sind ausserhalb der Baugrube auf einem
befestigten Platz vorzunehmen. Das Waschen von Maschinen, Fahrzeugen und Geraten ist nicht
gestattet. Die Lagerung von wassergefahrdenden Stoffen ist verboten. Die Verwendung von Recyc-
lingmaterialien ist generell verboten. Betonmaschinen und -umschlaggerate dlrfen nur auf einem
dichten Platz mit einer entsprechenden Entwésserung aufgestellt werden. Die Verwendung ge-
schmierter Spundwande sowie das Lagern von gedltem und geschmiertem Schalungsmaterial sind in
der Zone S nicht zulassig.
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Wasser-
gefahrdende
Stoffe, Be-
tankung

Behalter (Fasser, Kanister, Tanks) zur Lagerung wassergefahrdender Flussigkeiten (Treibstoffe,
Schmierstoffe, Brennstoffe, Bauchemikalien etc.) sind so zu lagern, dass Verluste leicht erkannt und
zuriickgehalten werden. Die Behalter sind in Uberdachten Auffangwannen oder Radumen zu lagern und
gegen das Abheben und den Zugriff durch Unbefugte zu sichern. Das Betanken von Fahrzeugen und
Maschinen hat mit der grésstmaglichen Vorsicht, unter standiger Aufsicht und unter Verwendung von
geeignetem Olwehrmaterial, zu erfolgen. Der Unternehmer muss Olbindemittel in ausreichender Men-
ge auf dem Areal zur Verfligung haben.

Lufthygiene

Das Verbrennen von Bauabfallen ausserhalb von bewilligten Abfallverbrennungsanlagen ist verboten.
Baustellen sind im Baubewilligungsverfahren durch die Baubehérde auch in lufthygienischer Hinsicht
zu beurteilen und zu bewilligen. Die Baubehérde legt die erforderlichen Massnahmen anhand der
allgemeinen Nebenbestimmungen fest und ordnet diese in der Baubewilligung an. Die Info-Blatter 1, 2
und 3 zum Vollzug der Baurichtlinie Luft im Kanton Ziirich geben detailliert Auskunft iiber die Einstu-
fung der Baustellen und deren Massnahmen.

Larm

Fir Baularm gibt es keine Grenzwerte. Die LArmemissionen einer Baustelle werden mit Massnahmen
gemass der Baularmrichtlinie des BAFU begrenzt. Je gréssere Larmprobleme zu erwarten sind, desto
mehr Massnahmen miissen aus dem Massnahmenkatalog der Baularmrichtlinie berticksichtigt wer-
den. Die Massnahmenstufen gemass Bauldrmrichtlinie sowie konkrete emissionsbegrenzende Mass-
nahmen werden in der Baubewilligung verfiigt. Ist die Baustellenplanung zum Zeitpunkt der Bewilli-
gung eines Bauvorhabens noch nicht geniigend weit fortgeschritten, kann die Gemeinde auch ein
Baularmkonzept verlangen, welches rechtzeitig vor Baufreigabe genehmigt werden muss. In der An-
wendungshilfe zur Baulérmrichtlinie (erarbeitet durch die Vereinigung kantonaler Larmschutzfachleute
(cercle bruit)) finden sich praktische Beurteilungsbeispiele.
Werden die vier Grundsatze der Baularmbekampfung berticksichtigt, erhoht sich die Akzeptanz der
Baustelle:
1. Umfassende Nachbarschaftsinformation (ink. Bekanntgabe einer Ansprechstelle).
2. Striktes Einhalten der Ruhezeiten. Arbeiten innerhalb der Ruhezeiten bendtigen eine schriftli-
che Ausnahmebewilligung der Gemeinde (siehe kantonale Baularmverordnung).
3. Unnétigen Larm vermeiden (z.B. Motorhauben schliessen, leerlaufende Motoren abstellen).
4. Larmige Tatigkeiten optimieren (z.B. larmgiinstige Einrichtung des Installationsplatzes, keine
larmintensiven Arbeiten in den Tagesrandstunden).

Erschiitterun-
gen

Sind Erschutterungseinwirkungen auf umliegende Bauwerke zu erwarten, sind vor Baubeginn Risspro-
tokolle zur Beweissicherung aufzunehmen.

Rammarbeiten und Sprengungen diirfen nach kantonaler Baularmverordnung nur mit schriftlicher
Bewilligung der Gemeindebehdrde vorgenommen werden.

Bauabfille

Die Entsorgung von Bauabfillen richtet sich nach der Empfehlung SIA 430. Mit Ausnahme von unver-
schmutztem Aushubmaterial ist jegliches Ablagern von Bauschutt, Bausperrgut und anderen Bauabfal-
len in der Baugrube verboten.
Das Verbrennen von Bauabfillen im Freien ist verboten. Bauabfille sind auf der Baustelle zu trennen:
a. Verwertbare Materialien, wie Metalle, Altholz, Beton, Ausbauasphalt, usw.
b.  Material, das ohne Behandlung auf Inertstoffdeponien abgelagert werden darf, beispielsweise
von Fremdstoffen wie Holz, Metallen und Kunststoffen befreiter, aussortierter Bauschutt;
c.  Brennbare Abfélle (beispielsweise Verpackungsmaterial) zur energetischen Verwertung in die
Kehrichtverbrennung;
d. Bausperrgut, d.h. vermischte Bauabflle zur Weiterbehandlung in einer Bausperrgut-
Sortieranlage.

Riickbauten

Es gilt § 327 des Planungs- und Baugesetzes (PBG): Meldepflicht und Baukontrolle

Recycling-
Baustoffe

Es gilt die BAFU Richtlinie fir die Verwertung mineralischer Bauabfalle.
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Verschieben
von Boden

Bodenverschiebungen aus dem Bereich des Prifperimeters fiir Bodenverschiebungen oder aus Bau-
arealen mit Belastungshinweisen sind nur nach den Vorgaben der Bundeswegleitung ,Verwertung von
ausgehobenem Boden* (BUWAL 2001) zuléssig. Der Priifperimeter kann bei den Gemeindebehdrden
eingesehen werden.

Falls mehr als 50 m? (fest) Bodenmaterial aus Bauarealen mit Belastungshinweisen (i.d.R. Priifperime-
ter fur Bodenverschiebungen) abgefiihrt werden sollen, ist hierfiir im Rahmen des baurechtlichen Ver-
fahrens eine kommunale Bewilligung einzuholen.

Umgang mit
Boden

Mit geeigneten Vorkehrungen wie Maschinenwahl in Abhangigkeit von der Bodenfeuchte und druck-
abnehmenden Massnahmen ist sicherzustellen, dass bleibende Bodenverdichtungen vermieden wer-
den; allfallige druckabnehmende Massnahmen wie Einkiesungen oder Baggermatratzen fiir Pisten und
Installationsplétze sind nach Moglichkeit direkt auf dem Oberboden zu realisieren.

Vermischungen von Oberboden (,Humus*, A-Horizont), Unterboden (,Stockerde®, ,Roterde”, B-
Horizont) und Untergrundmaterial (C-Horizont) sind zu vermeiden.

Soll ausgehobenes Material auf Boden ausserhalb des eingereichten Projekts verwertet werden, so ist
hierflr ausserhalb der Bauzonen eine kantonale Bewilligung erforderlich.

Biotope und
seltene Arten

Benachbarte schiitzenswerte Biotope oder Naturschutzgebiete und geschitzte Arten (z.B. Fledermau-
se, Schwalben, Segler) diirfen nicht beeintrachtigt werden.

Nicht zulassig sind insbesondere: Deponien, Aufschittungen, Abgrabungen, Einleitung von Wasser
oder Abwasser, Drainage oder Grundwasserabsenkung, Zwischenlagerung von Material oder Maschi-
nen, Staubimmissionen. Nicht zuldssig sind auch alle Stérungen, welche zur voriibergehenden Ver-
treibung von Arten oder gar zur Aufgabe von Bruten fiihren kénnen.

Invasive Neo-
phyten
(schadliche
gebietsfrem-
de Pflanzen)

Boden mit Samen oder Wurzeln des Asiatischen Staudenknéterichs, des Essigbaums, der Ambrosia,
des Riesenbarenklaus, des Schmalblattrigen Greiskrauts oder des Drisigen Springkrauts darf nur am
Entnahmeort verwertet werden oder ist in einer Deponie Typ B oder in einer geeigneten Kiesgrube zu
entsorgen. Boden mit Driisigem Springkraut kann unter Auflagen auch in der Landwirtschaft verwertet
werden. Sofern Boden anféllt, der mit Asiatischem Staudenknéterich oder Essigbaum belastet ist, ist
ein befugter Altlastenberater beizuziehen und das Zusatzformular ,Belastete Standorte und Altlasten
(inkl. mit Neobiota belastete Standorte)* bei der értlichen Baubehdrde einzureichen (siehe
www.altlasten.zh.ch -> Bauen auf belasteten Standorten -> Private Kontrolle). Der korrekte Umgang

mit Boden mit Ambrosia, Riesenbarenklau, Schmalblattrigem Greiskraut oder Driisigem Springkraut
hat in Eigenverantwortung zu erfolgen.

Im Kanton Zirich gilt eine Bekdmpfungspflicht fiir Ambrosia, Riesenbarenklau und Schmalblattriges
Greiskraut.

Ambrosia sowie Wurzeln, Rhizome des Asiatischen Staudenknéterichs und des Essigbaums sind in
einer KVA zu entsorgen. Schnittgut der tbrigen invasiven Neophyten mit Bliten, Samen sowie Wur-

zeln sind in einer professionellen Kompostierungsanlage (keine Feldrandkompostierung) oder Verga-
rungsanlage oder KVA zu entsorgen.

Es gilt ein Verbot der Verwendung von Pflanzen des Anhangs 2 der Freisetzungsverordnung (FrSV).
Auf weitere Pflanzen der Schwarzen Liste und Watch Liste von Info Flora ist zu verzichten oder die

Bluten sind vor der Samenreife zu entfernen. Es wird empfohlen, einheimische Pflanzen zu verwen-
den.

Offene Béden (Bodendepots, Installationsplatze, temporare Rohbdden) und Flachen mit llickiger Ve-
getation sind regelmassig auf das Vorhandensein von invasiven Neophyten zu kontrollieren. Aufkom-
mende invasive Neophyten sind zu bekampfen. Bodendepots und langere Zeit brachliegende Flachen
sind so rasch wie mdglich zu begriinen. Fertiggestellte Flachen sind, sofern 6kologische Griinde nicht
dagegensprechen, so rasch wie moglich zu begrinen. Sie sind bis sich die Zielvegetation entwickelt

hat, regelméssig beziglich invasiver Neophyten zu kontrollieren. Aufkommende invasive Neophyten
sind zu bek&ampfen.

Mehr Infos unter www.neobiota.zh.ch -> Bauen

www.baustellen.zh.ch
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Hochbau und Vermessung  Oberlandstrasse 78 Postfach 1442 8610 Uster

Aligemeine Nebenbestimmungen zur Minderung der
Baustellenemissionen vom 1. Januar 2009

Baugesuch Nr.: Strasse:

Bauprojekt:

Bauherrschaft/
Vertretung:

Massnahmenstufe A
Alle Baustellen

1. Essind emissionsarme Arbeitsgeréte einzusetzen. Alle Maschinen und Gerite mit Verbren-
nungsmotoren sind nach Herstellerangaben auszuriisten und regelméssig zu warten. Dies ist
bei Maschinen und Gerédten mit Leistung < 18 kW mit einem Wartungskleber und bei Maschi-
nen und Geraten mit Leistung > 18 kW mit einem Abgaswartungsdokument und einer Abgas-
marke zu dokumentieren.

2. Benzinbetriebene Arbeitsgeréte ohne Katalysator diirfen nur mit Geratebenzin nach SN 181163
betrieben werden'. Fiir dieselbetriebene Maschinen und Geréte diirfen nur schwefelarme
(Schwefelgehalt < 50 ppm) oder schwefelfreie (< 10 ppm) Treibstoffe verwendet werden.

3. Bei staubenden Arbeiten, Umschlagsprozessen und Lagerung von Schttgttern sind geeignete
Massnahmen zu treffen, damit keine sichtbaren Staubemissionen auftreten, die die Nachbar-
schaft beeintrdchtigen kdnnten.

4. Fur Oberflachenbehandlungen, Dichtungen und Anstriche (Grundierungen, Voranstriche,
Isolieranstriche, Ausgleichspachtel, Farbanstriche, Verputze, Haftbrticken, Primer usw.) sind
umweltvertragliche (I6sungsfreie) Produkte zu verwenden. Dies gilt auch fiir Klebstoffe.

5. Die Bauherrschaft oder eine von ihr beauftragte geeignete Stelle hat das korrekte Umsetzen
der im Bewilligungsverfahren, Leistungsverzeichnis und Werksvertrag festgelegten emissions-
begrenzenden Massnahmen zu Uiberwachen.

! Lieferantenliste unter: www.empa.ch

[ \vww.uster.ch
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Informationen fiir die Bauherrschaft:

Dieselbetriebene Maschinen und Gerate auf Baustellen mit Leistungen von > 18 kW miissen ge-
mass nachfolgender Tabelle den Anforderungen der Luftreinhalte-Verordnung fiir neu in Verkehr
gebrachte oder nachgerlstete Maschinen entsprechen (d. h. geméss Art. 19.a LRV in Verbindung
mit Anhang 4 Ziffer 3 LRV [Konformitétsbescheinigung fiir Baumaschinen] besitzen oder ein VERT-

gepruftes Partikelfiltersystem aufgebaut haben):

Leistungen Jahrgang/Baujahr Termin
neue Baumaschinen > 18 kW bis 37 kW ab 2010 01.01.2010
neue Baumaschinen > 37 kW ab 2009 01.01.2009
alte Baumaschinen > 37 kW 2000 bis 2008 01.05.2010
alte Baumaschinen > 37 kW vor 2000 01.05.2015

Die Anforderungen an Baumaschinen richten sich ab dem 1. Januar 2009 an die Betreiber der Bau-

maschinen, d. h. an den Bauunternehmer und nicht mehr an die Bauherrschaft!

Die Unterzeichnenden bestitigen die Einhaltung der geltenden Allgemeinen Neben-
bestimmungen zur Minderung der Baustellenemissionen vom 1. Januar 2009.

Die Einreichung dieser Bestitigung ist Vorbedingung fiir die Erteilung der Baufreigabe.

Ort, Datum:

Unterschrift verantwortlicher Projektverfasser:

Unterschrift ausfihrende(r) Unternehmer:

www.uster.ch
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VERFUGUNG NR. H 358/2020

Bauprojekt / B2.02.20
Baugesuch Nr. 2020-0048: Ernst Wettstein
Baurechtlicher Entscheid (Bewilligung)

Gesuchsteller, Ernst Wettstein, Fohlenweidstrasse 60, 8615 Wermatswil
Projektverfasser :
und Grundeigentiimer

Bauvorhaben Erstellen von zwei provisorischen Pferdeboxen bei den
bestehenden Reithallen und Stallungen Assek. Nrn. 3984/5683

Fristverlangerung bis 31.12.2021

Liegenschaft Fohlenweidstrasse 20.1/20.2, Assek. Nrn. 1295/3984/5683,
. Kat. Nr. H2012, Wermatswil

Zone Privater Gestaltungsplan «Fohlenhof»

Ausschreibung 29. Mai 2020

Planunterlagen Katasterplan 1:500 vom 25.01.2018

Provisorium 1 fiir 6 Pferde, Grundriss 1:100 vom 10.12.2017
Provisorium 1 fiir 6 Pferde, Ansichten 1:100 vom 10.12.2017
Provisorium 2 fiir 2 Pferde, Grundriss/Ansichten 1:50 vom 10.12.2017

ERWAGUNGEN

Einleitung

Mit Verfiigung Nr. H 402/2018 vom 4. September 2018 wurde die baurechtliche Bewilligung fiir das
Erstellen von zwei provisorischen Pferdeboxen bei den Gebéuden Assek. Nrn. 1295, 3984 und 5683
an der Fohlenweidstrasse 20, Kat. Nr. H2012, in Wermatswil, befristet bis 31. Oktober 2020, unter
Auflagen und Bedingungen, erteilt.

Mit Eingabe vom 1. April 2020 (Anhandnahme: 13. Mai 2020) ersucht die Bauherrschaft nun um die
Fristverlangerung bis 31. Dezember 2021 fiir die provisorischen Pferdeboxen.

Prajektbesclirieb

Das Provisorium 1, welches Platz fiir sechs Pferde bietet, befindet sich nordlich der grossen Reit-

halle Assek. Nr. 5683 und weist die Aussenmasse von 27.10 m x 5.04 m x 3.73 m (Lange x Breite
x Hohe) auf, Das Provisorium 2, welches Platz fiir zwei Pferde bietet, weist die Aussenmasse von

6.08 m x 4.08 m x 3.86 m (Lénge x Breite x Héhe) auf. Das Provisorium 2 befindet sich zwischen
der kleinen Reithalle mit Stallungen Assek. Nr. 3984 und dem Wohnhaus mit Scheune

Assek. Nr. 1295, :

Befristung

Die Bauherrschaft beantragt eine Verldngerung der befristeten Bewilligung bis 31. Dezember 2021
fir die Provisorien. Begriindet wird das Begehren mit der aktuellen Revision des privaten Gestal-
tungsplans «Fohlenhof», weliche seitens Bauherrschaft bereits in die Wege geleitet wurde.

‘Www.uster.ch
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Der revidierte Gestaltungsplan soll erméglichen, die Pferdesportanlage auf Basis eines Richtkon-
zepts nach den heutigen Bedirfnissen und den Anforderungen der Tierschutzgesetzgebung aus- -
bauen zu kénnen. Zur Sicherstellung der Zonenkonformitét der Pferdesportanlage und deren Aus-
bau beantragt die Bauherrschaft bei den zustandigen Stellen auch eine Umzonung der vorliegenden
Landwirtschaftszone und der nicht zugewiesenen Zone in eine Erholungszone Reitsport mit Gestal-
tungsplanpflicht. ,

Mit dem revidierten Gestaltungsplan und der Teilrevision der Richt- und Nutzungsplanung soll die
Grundlage fiir eine unbefristete Bewilligung der provisorischen Pferdeboxen geschaffen werden.
Diese zusitzlichen Pferdeboxen werden weiterhin benétigt als flexibel nutzbare Reserven fiir die
kurzfristige Nachfrage, fiir den Umbau der bestehenden Stallungen und fiir spezielle Anlasse, wie
die Trainingsvorbereitung von Reitequipen. ‘

Eine Genehmigung der revidierten Richt- und Nutzungsplanung und somit des Gestaltungsplans ist
nicht vor dem Friihjahr 2021 zu erwarten. Deshalb beantragt die Bauherrschaft eine Verlangerung
der Bewilligung bis Ende 2021.

Fiir die Sanierung und Anpassung der bestehenden Stallungen, unter gleichzeitiger Aufrechterhal-
tung des Betriebs, und in Anbetracht der bereits in die Wege geleiteten Revision des privaten Ge-
staltungsplans erachtet die Stadt Uster eine Fristverlangerung bis 31. Dezember 2021 als angemes-
sen und verhaltnismassig.

Mit der Befristung erteilt die Behorde ihre Zustimmung, eine Baute oder Anlage fiir eine bestimmte
Zeitdauer zu errichten. Dies ist sinnvoll, wenn eine definitive Bewilligung aus rechtlichen Griinden
nicht infrage kommt, andererseits aber die typischen Merkmale eines Provisoriums gegeben sind.
Eine befristete Bewilligung in diesem Sinne bedeutet somit nichts Anderes als die temporére Tole-
rierung vorschriftswidriger Bauten und Anlagen.

Das angesuchte Bauvorhaben ist in seiner Ausgestaltung und Bauwesise als Provisorium konzipiert
und erfiillt somit ohne Zweifel die Bedingungen, welche fiir die Erteilung einer befristeten Bewilli-
gung vorausgesetzt werden. Die Vorschriftswidrigkeiten betreffen vorliegend die gestalterische Ein-
ordnung und die Grundmasse (Baubereiche). Provisorische Bauten kénnen entsprechend der Ge-
richtspraxis auf héchstens fiinf Jahre befristet werden. Eine Fristverlangerung im angesuchten
Rahmen erscheint in Wiirdigung des Grades der Rechtswidrigkeiten somit als angemessen.

Die Provisorien sind bis 31. Dezember 2021 wieder zu entfernen und der urspriingliche Zustand ist
wiederherzustellen.

" Befristete Bewilligungen sind im Grundbuch anzumerken.

Die bereits eingetragene «Offentlich-rechtliche Eigentumsbeschrénkung: Befristete Bewilligung
(Pferdestallung)», dat. 04.10.2019, Beleg 978, wird mit dem vorliegenden Entscheid obsolet und ist
7u 16schen bzw. durch einen neuen Revers mit angepasster Frist zu ersetzen. Der genaue Wortlaut
hierzu findet sich im Dispositiv.

Planungsrechtliche Grundlagen

Das Baugrundstiick befindet sich im Beizugsgebiet des privaten Gestaltungsplans «Fohlenhof», der
vom Regierungsrat des Kantons Ziirich am 8. Dezember 1993 mit Beschluss Nr. 3709 genehmigt
wurde.

Wo die Bestimmungen des Gestaltungsplans keine besonderen Regelungen enthalten, gelten ge-
maéss Art. 4 Gestaltungsplanvorschriften (GPV) die Vorschriften der jeweils gililtigen Bauordnung
bzw. des (ibergeordneten Rechts.

A EES K B Rk B B g e s b esge B AR pepae gnoafie g pdeme s v preeneetpiE pbv ey £ 8 Gt
Empfindlichkeitsstufe gemiss LErmschutzverordnung (LSY)

Fiir das Baugrundstiick ist geméss Art. 9 GPV die Empfindlichkeitsstufe III gemass der eidgendssi-
schen Larmschutzverordnung (LSV) massgebend.

wwwusterch




uster

Hochbau und Vermessung Wohnsta Gt 5t Wakser

Verfiigung vom 22. Juli 2020 | Seite 3/5

Nutzweise

Gemass Art. 6 Abs. 1 GPV sind nur Bauten und Anlagen fiir die Landwirtschaft, den Reitbetrieb so-
wie Wohnungen fiir das betriebszugehtrige Personal zuldssig. Mistdeponien sind in der Nihe von
Stallungen erlaubt (Art. 6 Abs. 3 GPV).

Die Provisorien erweisen sich von ihrer Nutzweise her als zonenkonform.

Einordnung und Gestaltung

Bauten, Anlagen und Umschwung sind fiir sich und in ihrem Zusammenhang mit der baulichen und
landschaftlichen Umgebung im Ganzen und in ihren einzelnen Teilen so zu gestalten, dass eine be-
friedigende Gesamtwirkung erreicht wird; diese Anforderung gilt auch fiir Materialien und Farben
(§ 238 Abs. 1 Planungs- und Baugesetz [PBG]).

Gestaltungsplan

Fir das vom Gestaltungsplan erfasste Gebiet gelten erhdhte Anforderungen an die Einordnung und
Gestaltung, wie sie in den Vorschriften zum privaten Gestaltungsplan «Fohlenhof» definiert worden
sind (§ 83 PBG, Art. 7 GPV).

Geméss Art. 7 Abs. 1 GPV sind Bauten und Anlagen beziiglich Grésse, kubischer Gestaltung und
Gliederung sowie in der Farb- und Materialwahl so zu gestalten, dass sie sich gut in das Orts- und
Landschaftsbild einordnen. Sinngeméss Gleiches gilt fiir den Umschwung und uniiberbaut bleibende
Flachen hinsichtlich Mauern, Gelandeverlauf, Bepflanzung und Gestaltung (Art. 7 Abs. 2 GPV). Bau-
ten und Anlagen sind soweit als moglich dem gewachsenen Terrain anzupassen. Untergeordnete
Terrainverdanderungen sind gestattet (Abs. 3).

Fir die fachliche Beurteilung der architektonischen sowie landschaftlichen Einordnung von Bauvor-
haben ist die stadtrétlich eingesetzte Stadtbildkommission in empfehlender Weise zustandig.

Das Bauvorhaben unterliegt geméss den Vorgaben des Gestaltungsplans den erhéhten gestalteri-
schen Anforderungen. Aufgrund der befristet beantragten Bewilligung wurde auf eine Beurteilung
des vorliegenden Bauvorhabens durch die Stadtbildkommission verzichtet. Die Verlangerung der be-
fristeten Bewilligung fiir die beiden Provisorien bis 31. Dezember 2021 kann aufgrund der obigen
Erwégungen erteilt werden.

Grundmasse

Ausniilzungsmass

Das Ausniitzungsmass wird durch die Mantellinien und die iibrigen Beschrankungen der Geb&ude-
ausmasse bestimmt (Art. 5 Abs. 1 GPV).

Die Mantellinie bezeichnet im Situationsplan die dusserste Begrenzung der bestehenden und ge-
planten Hochbauten (Art. 5 Abs. 2 Satz 1 GPV).

Die beiden Provisorien befinden sich ausserhalb der im Gestaltungsplan festgelegten Mantellinien
und sind daher nicht bewilligungsféhig. Die befristete Bewilligung kann aufgrund den obigen Erwé-
gungen jedoch verlangert werden.

Zustellung des baurechtlichen Entscheids

Innert der Auflagefrist sind keine Begehren um Zustellung des baurechtlichen Entscheids bei der
Stadt Uster, Hochbau und Vermessung, eingegangen.

Verfahren

Fur die Verabschiedung dieser Verfiigung ist der Vorsteher der Abteilung Bau auf kommunaler Ebe-
ne abschliessend zusténdig (Art. 2 der Zusténdigkeitsordnung in Bau- und Gewésserschutzsachen).
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DER ABTEILUNGSVORSTEHER BAU VERFUGT:

A. Die baurechtliche Bewilligung fiir die Fristverlingerung bis 21. Dezember 2021 fir
zwei provisorische Pferdeboxen bei den Gebiuden Assek. Nrm. 1295, 3984 und 5683
an der Fohlenweidstrasse 20.1/20.2, Kat. Nr. H2012, in Wermatswil, wird geméss
den eingereichten Unterlagen im Sinne der Erwigungen mit den folgenden Nebenhbe-
stimmungen erteilt:

1. Innert 120 Tagen zu erfiillen:

Die Bewilligungsgebiihr ist geméss beiliegender Rechnung an die Stadtkasse Uster einzu-
zahlen.

Grundbuch

2.1. Gestiitzt auf § 321 PBG und auf den vorliegenden Entscheid wird das Grundbuchamt Uster
durch die Baubehérde Uster angewiesen, die nachstehende &ffentlich-rechtliche Eigen-
tumsbeschrénkung nach erfolgter Rechtskraft dieses Entscheids und nach Mitteilung der
Erteilung der Baufreigabe im Grundbuch der betreffenden Parzelle einzutragen, unter
Kostenfolge zulasten der Bauherrschaft:

Befristete Baubewilligung

«Die mit Verfligung Nr. H 358/2020 vom 22. Juli 2020 bewilligten Bauten (Pferdestallun-
gen) auf dem Grundstiick Kat. Nr, H2012 sind Provisorien und miissen von der Bauherr-
schaft bis spatestens 31. Dezember 2021 entschédigungslos zuriickgebaut werden.»

Das Grundbuchamt Uster wird ersucht, der Stadt Uster, Hochbau und Vermessung, nach
erfolgtem Eintrag ein Zeugnis dieser Anmerkung zukommen zu lassen.

2.2. Mit der vorliegenden Verfiigung wird die «Offentlich-rechtliche Eigentumsbeschrankung:
Befristete Bewilligung (Pferdestallung)», dat. 04.10.2019, Beleg 978, obsolet und kann
geldscht werden.

B. Die Geblihren und Kosten betragen:

Grundgebiihr Fr. 200.00
Bearbeitungsgebiihr Fr. 433.50
Insertionsgebiihr ' Fr. 225.00
Schreibgebiihr _ Fr: 75.00
Total Fr. 933.50

Dieser Betrag ist innert 120 Tagen zu bezahlen.

(. Rechtsmittelbelehrung:

Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen, von der Zustellung an gerechnet, beim Baurekurs-
gericht des Kantons Ziirich, 8090 Ziirich, schriftlich Rekurs erhoben werden. Die in dreifacher Aus-
fihrung einzureichende Rekursschrift muss einen Antrag und dessen Begriindung enthalten. Die
angefochtene Anordnung ist beizulegen. Die angerufenen Beweismittel sind genau zu bezeichnen
und, soweit méglich, beizulegen. Materielle und formelle Entscheide des Baurekursgerichts sind
kostenpflichtig; die Kosten hat die im Verfahren unterliegende Partei zu tragen.

Www.uster.ch
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D. Mitteilung an:

1, Gesuchsteller, Projektverfasser und Grundeigentiimer:

Ernst Wettstein, Fohlenweidstrasse 60, 8615 Wermatswil
eingeschrieben; mit folgenden Beilagen:
- Katasterplan 1:500 vom 25.01.2018 (Eingang: 08.04.2020)
- Projektplane vom 10.12.2017 (Eingang: 08.04.2020):
- Provisorium 1 fiir 6 Pferde, Grundriss 1:100
~ Provisorium 1 fiir 6 Pferde, Ansichten 1:100
- Provisorium 2 fiir 2 Pferde, Grundriss/Ansichten 1:50
- Rechnung Baubewilligung Stadt Uster

2. Grundbuchamt Uster, Ziirichstrasse 1, 8610 Uster
unter Hinweis auf Disp. Ziff. A.2.

3. Intern:

— Abteilung Bau, Bauinspektion

— Abteilung Bau, Liegenschaftsentwésserung, per E-Mail (hausanschluss@uster.ch)
— Abteilung Bau, Fristenkontrolle

- Abteilung Bau, Kanzlei Hochbau, 2-fach

Stadt Uster
Abteilung Bau

f.
s//l—

Stefan Feldmann
Abteilungsvorsteher Bau

Versandt am: 7 4. JUL1 2020

www.uster.ch
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VERFUGUNG NR. H 491/2021

Bauprojekt / B2.02.20
Baugesuch Nr. 2021-0203: Ernst Wettstein
Baurechtlicher Entscheid (Bewilligung)

Gesuchsteller, Ernst Wettstein, Fohlenweidstrasse 60, 8615 Wermatswil
Projektverfasser
und Grundeigentiimer

Bauvorhaben Erstellen von zwei provisorischen Pferdeboxen bei den
bestehenden Reithallen und Stallungen Assek. Nrn. 3984/5683

Fristverldangerung bis 31.12.2022

Liegenschaft Fohlenweidstrasse 20.1/20.2, Assek. Nrn. 1295/3984/5683,
Kat. Nr. H2012, Wermatswil

Zone Privater Gestaltungsplan «Fohlenhof»

Ausschreibung 13. Oktober 2021

Massgebende Katasterplan 1:500 vom 23.09.2021

Planunterlagen Provisorium 1 fiir 6 Pferde, Grundriss 1:100 vom 10.12.2017

Provisorium 1 fiir 6 Pferde, Ansichten 1:100 vom 10.12.2017
Provisorium 2 fiir 2 Pferde, Grundriss/Ansichten 1:50 vom 10.12.2017

ERWAGUNGEN

Einleitung

Mit Verfigung Nr. H 402/2018 vom 4. September 2018 (Baugesuch Nr. 2018-0018) wurde die
baurechtliche Bewilligung fiir das Erstellen von zwei provisorischen Pferdeboxen bei den Gebauden
Assek. Nrn. 1295/3984/5683 an der Fohlenweidstrasse 20.1/20.2, Kat. Nr. H2012, in Wermatswil,
befristet bis 31. Oktober 2020, unter Auflagen und Bedingungen, erteilt.

In der Folge wurde mit Verfiigung Nr. H 358/2020 vom 22. Juli 2020 (Baugesuch Nr. 2020-0048)
die baurechtliche Bewilligung fiir die Fristverlangerung bis 31. Dezember 2021 fiir die Provisorien,
unter Nebenbestimmungen, erteilt.

Mit Eingabe vom 24. September 2021 ersucht die Bauherrschaft nun um eine weitere Fristverlange-
rung bis 31. Dezember 2022 fiir die provisorischen Pferdeboxen.

Projektbeschrieb

Diesbeziiglich wird auf die Ausfiihrungen in den vorangegangenen Entscheiden (Baugesuche Nrn.
2018-0018 und 2020-0048) verwiesen.

Befristung

Die Bauherrschaft beantragt eine weitere Verlangerung der befristeten Bewilligung bis 31. Dezem-
ber 2022 fiir die Provisorien. Begriindet wird das Begehren wiederum mit der aktuellen Revision
des privaten Gestaltungsplans «Fohlenhof», welche seitens Bauherrschaft bereits in die Wege gelei-
tet wurde. So wurde am 11. Februar 2020 der revidierte private Gestaltungsplan «Fohlenweid»

www.uster.ch
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beim Amt fiir Raumentwicklung des Kantons Ziirich (ARE) zur kantonalen Vorpriifung eingereicht.
Gemass kantonalem Vorpriifungsbericht vom 8. Mai 2020 konnte das ARE noch keine Genehmigung
in Aussicht stellen, weshalb eine nochmalige Uberarbeitung des privaten Gestaltungsplans erforder-
lich wird. Im Juni 2021 haben Eigentiimerschaft und Kanton einen revidierten Entwurf im Sinne ei-
ner Voranfrage besprochen. Geméss dem nun vorliegenden Begriindungsschreiben der Bauherr-
schaft wird die Revision weiterverfolgt.

Mit dem revidierten Gestaltungsplan soll die Grundlage fiir eine unbefristete Bewilligung der provi-
sorischen Pferdeboxen geschaffen werden. Da das Verfahren noch etwas mehr Zeit beansprucht,
beantragt die Bauherrschaft, die befristete Bewilligung nochmals um ein Jahr, d. h. bis 31. Dezem-
ber 2022, zu verlangern.

In Anbetracht der bereits in die Wege geleiteten Revision des Gestaltungsplans erachtet die Stadt
Uster eine Fristverlangerung bis 31. Dezember 2022 als angemessen und verh&ltnismassig.

Mit der Befristung erteilt die Behorde ihre Zustimmung, eine Baute oder Anlage fiir eine bestimmte
Zeitdauer zu errichten. Dies ist sinnvoll, wenn eine definitive Bewilligung aus rechtlichen Griinden
nicht infrage kommt, andererseits aber die typischen Merkmale eines Provisoriums gegeben sind.
Eine befristete Bewilligung in diesem Sinne bedeutet somit nichts Anderes als die temporére Tole-
rierung vorschriftswidriger Bauten und Anlagen.

Das angesuchte Bauvorhaben ist in seiner Ausgestaltung und Bauweise als Provisorium konzipiert
und erfillt somit ohne Zweifel die Bedingungen, welche fiir die Erteilung einer befristeten Bewilli-
gung vorausgesetzt werden. Die Vorschriftswidrigkeiten betreffen vorliegend die gestalterische Ein-
ordnung und die Grundmasse (Baubereiche). Provisorische Bauten kénnen entsprechend der Ge-
richtspraxis auf hochstens fiinf Jahre befristet werden. Eine Fristverlangerung im angesuchten
Rahmen erscheint in Wiirdigung des Grades der Rechtswidrigkeiten somit als angemessen.

Die Provisorien sind bis 31. Dezember 2022 wieder zu entfernen und der urspriingliche Zustand ist
wiederherzustellen.

Befristete Bewilligungen sind im Grundbuch anzumerken.

Die bereits eingetragene «Offentlich-rechtliche Eigentumsbeschrankung: Befristete Bewilligung
(Pferdestallung)», dat. 04.10.2019, Beleg 978, wird mit dem vorliegenden Entscheid obsolet und ist
zu léschen bzw. durch einen neuen Revers mit angepasster Frist zu ersetzen. Der genaue Wortlaut
hierzu findet sich im Dispositiv. '

Planungsrechtliche Grundlagen

Das Baugrundstiick befindet sich im Beizugsgebiet des privaten Gestaltungsplans «Fohlenhof», der
vom Regierungsrat des Kantons Ziirich am 8. Dezember 1993 mit Beschluss Nr. 3709 genehmigt
wurde.

Wo die Bestimmungen des Gestaltungsplans keine besonderen Regelungen enthalten, gelten ge-
mass Art. 4 Gestaltungsplanvorschriften (GPV) die Vorschriften der jeweils giiltigen Bauordnung
bzw. des (ibergeordneten Rechts.

Empﬂ ndlichkeitsstufe geméss Larmschutzverordnung (LSV)

Fir das Baugrundstiick ist geméss Art. 9 GPV die Empfindlichkeitsstufe III gemass der eidgendssi-
schen Larmschutzverordnung (LSV) massgebend.

Nutzweise

Geméss Art. 6 Abs. 1 GPV sind nur Bauten und Anlagen fiir die Landwirtschaft, den Reitbetrieb so-
wie Wohnungen fiir das betriebszugehorige Personal zuldssig. Mistdeponien sind in der Ndhe von
Stallungen erlaubt (Art. 6 Abs. 3 GPV).

Die Provisorien erweisen sich von ihrer Nutzweise her als zonenkonform.
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Einordnung und Géstaltung

Bauten, Anlagen und Umschwung-sind fiir sich und in ihrem Zusammenhang mit der baulichen und
landschaftlichen Umgebung im Ganzen und in ihren einzelnen Teilen so zu gestalten, dass eine be-
friedigende Gesamtwirkung erreicht wird; diese Anforderung gilt auch fir Materialien und Farben
(8§ 238 Abs. 1 Planungs- und Baugesetz [PBG]).

Gestaltungsplan

Fiir das vom Gestaltungsplan erfasste Gebiet gelten erhthte Anforderungen an die Einordnung und
Gestaltung, wie sie in den Vorschriften zum privaten Gestaltungsplan «Fohlenhof» definiert worden
sind (§ 83 PBG, Art. 7 GPV).

Gemass Art. 7 Abs. 1 GPV sind Bauten und Anlagen beziiglich Grosse, kubischer Gestaltung und
Gliederung sowie in der Farb- und Materialwahl so zu gestalten, dass sie sich gut in das Orts- und
Landschaftsbild einordnen. Sinngemass Gleiches gilt fiir den Umschwung und uniiberbaut bleibende
Flachen hinsichtlich Mauern, Gelandeverlauf, Bepflanzung und Gestaltung (Art. 7 Abs. 2 GPV). Bau-
ten und Anlagen sind soweit als moglich dem gewachsenen Terrain anzupassen. Untergeordnete
Terrainveranderungen sind gestattet (Abs. 3).

Fiir die fachliche Beurteilung der architektonischen sowie landschaftlichen Einordnung von Bauvor-
haben ist die stadtrétlich eingesetzte Stadtbildkommission in empfehlender Weise zustandig.

Das Bauvorhaben unterliegt gemass den Vorgaben des Gestaltungsplans den erhdhten gestalteri-
schen Anforderungen. Aufgrund der befristet beantragten Bewilligung wurde auf eine Beurteilung
des vorliegenden Bauvorhabens durch die Stadtbildkommission verzichtet. Die Verlangerung der be-
fristeten Bewilligung fiir die beiden Provisorien bis 31. Dezember 2021 kann aufgrund der obigen
Erwagungen erteilt werden.

Grundmasse

Ausniitzungsmass

Das Ausniitzungsmass wird durch die Mantellinien und die (ibrigen Beschrankungen der Gebaude-
ausmasse bestimmt (Art. 5 Abs. 1 GPV).

Die Mantellinie bezeichnet im Situationsplan die dusserste Begrenzung der bestehenden und ge-
planten Hochbauten (Art. 5 Abs. 2 Satz 1 GPV). '

Die beiden Provisorien befinden sich ausserhalb der im Gestaltungsplan festgelegten Mantellinien
und sind daher nicht bewilligungsfahig. Die befristete Bewilligung kann aufgrund den obigen Erwa-
gungen jedoch verlangert werden.

Zustellung des baurechtlichen Entscheids

Innert der Auflagefrist sind keine Begehren um Zustellung des baurechtlichen Entscheids bei der
Stadt Uster, Hochbau und Vermessung, eingegangen.

Verfahren

Fir die Verabschiedung dieser Verfiigung ist der Vorsteher der Abteilung Bau auf kommunaler Ebe-
ne abschliessend zustandig (Art. 2 der Zustandigkeitsordnung in Bau- und Gewasserschutzsachen).

www.uster.ch
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DER ABTEILUNGSVORSTEHER BAU VERFUGT:

A. Die baurechtliche Bewilligung fiir die Fristverlingerung bis 31. Dezember 2022 fiir
zwei provisorische Pferdeboxen bei den Gebduden Assek. Nrn. 1295/3984/5683 an
der Fohlenweidstrasse 20.1/20.2, Kat. Nr. H2012, in Wermatswil, wird geméss den
eingereichten Unterlagen im Sinne der Erwédgungen mit den folgenden Nebenbestim-
mungen erteilt:

1. Innert 30 Tagen zu erfiillen:

Die Bewilligungsgebiihr ist gemdss beiliegender Rechnung an die Stadtkasse Uster einzu-
zahlen.

Grundbuch

2.1. Gestiitzt auf § 321 PBG und auf den vorliegenden Entscheid wird das Grundbuchamt Uster
durch die Baubehdrde Uster angewiesen, die nachstehende 6ffentlich-rechtliche Eigen- -
tumsbeschrankung nach erfolgter Rechtskraft dieses Entscheids und nach Mitteilung der
Erteilung der Baufreigabe im Grundbuch der betreffenden Parzelle einzutragen, unter
Kostenfolge zulasten der Bauherrschaft:

Befristete Baubewilligung

«Die mit Verfigung Nr. H 491/2021 vom 4. November 2021 bewilligten Bauten (Pferde-
stallungen) auf dem Grundstiick Kat. Nr. H2012 sind Provisorien und miissen von der Bau-
herrschaft bis spatestens 31. Dezember 2022 entschédigungslos zuriickgebaut werden.»

Das Grundbuchamt Uster wird ersucht, der Stadt Uster, Hochbau und Vermessung, nach
erfolgtem Eintrag ein Zeugnis dieser Anmerkung zukommen zu lassen.

2.2. Mit der vorliegenden Verfiigung wird die «Offentlich-rechtliche Eigentumsbeschrankung:
Befristete Bewilligung (Pferdestallung)», dat. 04.10.2019, Beleg 978, obsolet und kann
geldscht werden.

B. Die Gebiihren und Kosten betragen:

Grundgebiihr Fr. 200.00
Bearbeitungsgebiihr Fr. 286.00
Insertionsgebiihr Fr. 225.00
Schreibgebiihr Fr. 75.00
Total Fr. 786.00

Dieser Betrag ist innert 30 Tagen zu bezahlen.

C. Rechtsmittelbelehrung:

Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen, von der Zustellung an gerechnet, beim Baurekurs-
gericht des Kantons Ziirich, 8090 Ziirich, schriftlich Rekurs erhoben werden. Die in dreifacher Aus-
flihrung einzureichende Rekursschrift muss einen Antrag und dessen Begriindung enthalten. Die
angefochtene Anordnung ist beizulegen. Die angerufenen Beweismittel sind genau zu bezeichnen
und, soweit méglich, beizulegen. Materielle und formelle Entscheide des Baurekursgerichts sind
kostenpflichtig; die Kosten hat die im Verfahren unterliegende Partei zu tragen.
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D. Mitteilung an:

. Gesuchsteller, Projektverfasser und Grundeigentiimer:

Ernst Wettstein, Fohlenweidstrasse 60, 8615 Wermatswil
eingeschrieben; mit folgenden Beilagen:

- Katasterplan 1:500 vom 23.09.2021 (Eingang: 24.09.2021)
- Projektplane vom 10.12.2017 (Eingang: 24.09.2021):

— Provisorium 1 fiir 6 Pferde, Grundriss 1:100

— Provisorium 1 fiir 6 Pferde, Ansichten 1:100

— Provisorium 2 fiir 2 Pferde, Grundriss/Ansichten 1:50
- Rechnung Baubewilligung Stadt Uster

2.  Grundbuchamt Uster, Ziirichstrasse 1, 8610 Uster
unter Hinweis auf Disp. Ziff. A.2.

3. Intern:

— Abteilung Bau, Bauinspektion

— Abteilung Bau, Fristenkontrolle

— Abteilung Bau, Stadtraum und Natur, per E-Mail (stadtraum@uster.ch)
— Abteilung Bau, Kanzlei Hochbau, 2-fach

Stadt Uster

Abteilung Bau
&ZZZ fo

Stefan Feldmann
Abteilungsvorsteher Bau

Versandt am: {j § 10V, 7021






